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Neueingänge seit der letzten Sitzung vom 21. Januar 2013: 

1.  Kleine Anfrage Nr. 2013/3 von Franziska Brenn vom 16. Januar 
2013 betreffend Steuererleichterungen für Unternehmen. 

2.  Kleine Anfrage Nr. 2013/4 von Lorenz Laich vom 28. Januar 2013 
betreffend Einkaufstourismus; masslose Expansion deutscher 
Händler an der Schaffhauser Grenze. 

3.  Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 29. Januar 2013 
betreffend Bereinigung der Sammlung der Motionen und Postulate. – 
Das Geschäft wird zur Vorberatung der Geschäftsprüfungskommis-
sion zugewiesen. 

4.  Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 29. Januar 2013 
betreffend Sparmassnahmen im Bildungsbereich (ESH3-Ergän-
zungsvorlage) sowie über die Umsetzung der zusätzlichen Entlas-
tung der Klassenlehrpersonen. 

Kantonsratspräsident Richard Bührer (SP): Bei diesem Geschäft han-
delt es sich um eine Ergänzungsvorlage zu ESH3. Deshalb schlage ich 
Ihnen vor, es zur Vorberatung an die Spezialkommission 2012/7 «Ent-
lastung des Staatshaushaltes (ESH3)» zu überweisen. 

Werner Bächtold (SP): Damit bin ich nicht einverstanden, da so zwei 
Dinge miteinander vermischt werden, die inhaltlich höchstens am Rande 
etwas miteinander zu tun haben. Jedoch bin ich der Ansicht, dass die 
Spezialkommission 2012/7 den ersten Teil dieser Vorlage beraten soll, in 
dem es um die Einsparungen von 800'000 Franken im Erziehungsde-
partement geht.  
Der zweite Teil der Vorlage, die Klassenlehrerstunde, hat aber inhaltlich 
nichts mit ESH3 zu tun, sondern es handelt sich dabei um eine Bildungs-
vorlage. Schliesslich soll daraus ein Bericht und Antrag des Regierungs-
rats entstehen, der uns per Ende 2013 vorgelegt werden soll. Deshalb 
beantrage ich Ihnen, für den zweiten Teil der Vorlage eine separate Spe-
zialkommission einzusetzen, die dann auch gleich den daraus resultie-
renden Bericht und Antrag der Regierung behandeln soll. 
Ein weiterer Grund für die Einsetzung einer separaten Spezialkommis-
sion ist, dass die ESH3-Kommission für die Diskussion einer Bildungs-
vorlage nicht richtig zusammengesetzt ist. Für das Instrument der Klas-
senlehrerstunde braucht es ein gewisses Verständnis für und über das 
Bildungswesen, weshalb der vorberatenden Kommission entsprechende 
Personen angehören sollten. 
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Kommissionspräsident Markus Müller (SVP): Zum Bericht und Antrag 
des Regierungsrats betreffend zusätzliche Sparmassnahmen im Bil-
dungsbereich als ESH3-Ergänzungsvorlage hat der Kantonsrat in zwei 
Punkten Stellung zu nehmen. Einerseits ist von den Massnahmen, die 
finanzielle Auswirkungen haben, Kenntnis zu nehmen und andererseits 
ist ein Grundsatzbeschluss zu fassen, der eine weitere Vorlage nach sich 
ziehen und zu einer weiteren Beratung in diesem Rat führen wird. 
Deshalb neige ich dazu, dem Antrag meines Kommissionskollegen 
Werner Bächtold zuzustimmen und den zweiten Teil der Vorlage einer 
separaten Spezialkommission zuzuweisen. Nicht zuletzt deshalb, weil die 
Vorlage einen anderen Hintergrund hat. Ihr Ursprung liegt in einer Abma-
chung des Regierungsrats mit dem Lehrerpersonal im Nachgang an die 
Lehrerdemo vom letzten Sommer. Im Regierungsratsbeschluss vom 3. 
Juli 2012 wurde kommuniziert, dass 2014 eine zweite Klassenlehrer-
stunde eingeführt werden soll und die entsprechenden Kosten in den Fi-
nanzplan aufzunehmen seien. Damals sprach noch niemand von ESH3. 
Nun soll die Realisation dieses Anliegens nach hinten verschoben und 
seine Finanzierung kostenneutral gelöst werden. Die ESH3-Kommission 
ist, und da gebe ich Werner Bächtold recht, für die Beratung dieses The-
mas nicht richtig zusammengesetzt. Die Beratung durch eine separate 
Spezialkommission ist daher auch gegenüber dem Lehrerpersonal nur 
fair. 
Dass der erste Teil des Geschäfts von der ESH3-Kommission beraten 
werden sollte, scheint mir unbestritten zu sein. 

Franz Marty (CVP): Ich unterstütze den Antrag von Werner Bächtold 
nicht zuletzt deshalb, da sich mit dieser Ergänzungsvorlage ein Türchen 
öffnet, sodass wir bildungspolitisch mehr Einfluss nehmen können. Im 
Gegensatz zu Werner Bächtold möchte ich aber nicht nur Bildungsfach-
leute in dieser Spezialkommission sehen, sondern auch Bildungsinteres-
sierte. Unter anderem habe ich selber ein Interesse daran. Zudem sind in 
der Vorlage Ungenauigkeiten enthalten und teilweise werden Dinge nicht 
genau geregelt, weshalb nicht ersichtlich ist, wo im Bildungsbereich wirk-
lich Geld eingespart werden kann. 

Abstimmung 

Mit 26 : 7 wird dem Antrag von Werner Bächtold zugestimmt.  

Somit wird der erste Teil der Vorlage zur Vorberatung an die Spezial-
kommission 2012/7 «Entlastung des Staatshaushaltes (ESH3)» überwie-
sen, während der zweite Teil über die Umsetzung der zusätzlichen Ent-
lastung zur Vorberatung an eine 11er-Kommission (2013/2) überwiesen 
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wird, deren Erstgewählte oder Erstgewählter ein Mitglied der FDP-JF-
CVP-Fraktion ist. Die Zusammensetzung der Kommission wird an der 
nächsten Sitzung bekannt gegeben. 

5.  Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 15. Januar 2013 
betreffend Legislaturprogramm 2013–2016 (mit Rechenschaftsbe-
richt 2009–2012). 
Gemäss Art. 54 Abs. 1 unserer Kantonsverfassung «behandelt der 
Kantonsrat das Regierungsprogramm, den Finanzplan, den Richt-
plan über die raumwirksamen Tätigkeiten sowie weitere grundle-
gende Pläne». – In den Jahren 2005 und 2009 hat der Kantonsrat 
darauf verzichtet, für die Beratung des Legislaturprogramms eigens 
eine Kommission einzusetzen, und dieses direkt im Plenum behan-
delt. – Ich schlage Ihnen vor, dass wir mit dem vorliegenden Legis-
laturprogramm gleich verfahren. – Ihrem Stillschweigen entnehme 
ich, dass Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind. 

6.  Schwerpunkte der Regierungstätigkeit 2013. – Dem Rat zur Kennt-
nisnahme. 

7.  Kleine Anfrage Nr. 2013/5 von Martina Munz vom 6. Februar 2013 
betreffend Stipendienwesen reformieren. 

8.  Antwort der Regierung vom 12. Februar 2013 auf die Kleine Anfrage 
Nr. 2013/2 von Erwin Sutter vom 15. Januar 2013 über die finanziel-
len Auswirkungen des eidgenössischen Raumplanungsgesetzes für 
Schaffhausen. 

9.  Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 12. Februar 2013 zur 
Volksinitiative «Für eine höhere Besteuerung grosser Einkommen 
(Reichtumssteuerinitative)». 
Das Geschäft wird zur Vorberatung an eine 9er-Kommission 
(2013/1) überwiesen. Erstgewählter oder Erstgewählte ist ein Mit-
glied der SVP-JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion. Die Zusammenset-
zung der Kommission wird an der nächsten Sitzung bekannt gege-
ben. 

* 
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Mitteilungen des Präsidenten: 

Die SP-JUSO-Fraktion wünscht, in der Spezialkommission 2012/5 
«Strassenrichtplan und Teilrevision des Strassengesetzes» Peter Käppler 
durch Patrick Strasser zu ersetzen. – Ihrem Stillschweigen entnehme ich, 
dass Sie damit einverstanden sind. 

Des Weiteren wünscht die SP-JUSO-Fraktion in der Spezialkommission 
2012/7 «Entlastung des Staatshaushaltes (ESH3)» Sabine Spross durch 
Jürg Tanner zu ersetzen. – Ihrem Stillschweigen entnehme ich, dass Sie 
damit einverstanden sind. 

Die FDP-JF-CVP-Fraktion wünscht in der Spezialkommission «Pensions-
kassengesetz» Florian Hotz durch Christian Di Ronco zu ersetzen. – Ih-
rem Stillschweigen entnehme ich, dass Sie damit einverstanden sind. 

* 

Protokollgenehmigung: 

Die Protokolle der 1. und 2. Sitzung vom 14. Januar 2013 und das Proto-
koll der 3. Sitzung vom 21. Januar 2013 werden ohne Änderungen ge-
nehmigt und verdankt. 

* 

1. Inpflichtnahme von Matthias Freivogel (SP) als Mitglied des 
Kantonsrates 

Matthias Freivogel (SP) wird vom Ratspräsidenten in Pflicht genom-
men. 

* 
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2. Motion Nr. 2012/3 von Martina Munz vom 20. August 2012 
betreffend Zersiedelung stoppen (Diskussion und Beschlussfas-
sung) 
Motionstext: Ratsprotokoll 2012, S. 447 
 Begründung und Stellungnahme der Regierung: 

Ratsprotokoll 2013, S. 84-89 

Kantonsratspräsident Richard Bührer (SP): An der letzten Sitzung 
vom 21. Januar 2013 haben wir die Begründung der Motionärin und die 
Stellungnahme der Regierung gehört. Zudem haben sich bereits die fol-
genden Personen zu Wort gemeldet: Hans Schwaninger, Martin Kessler 
und Urs Capaul. Deshalb erteile ich zu Beginn das Wort Hans 
Schwaninger. 

Hans Schwaninger (SVP): Ich gebe Ihnen die Meinung der SVP-JSVP-
EDU-SVP-Sen.-Fraktion bekannt. 
In ihrer Motion verlangt Martina Munz, dass im kantonalen Baugesetz 
neue Vorschriften aufgenommen werden müssen, die der Zersiedelung 
Einhalt gebieten sollen. Die räumliche Entwicklung ist im eidgenössi-
schen Raumplanungsgesetz definiert und wird in der kantonalen Richt-
planung umgesetzt. Für die örtlichen Zonenplanungen sind die Gemein-
den zuständig. Diese Motion verlangt also wieder einmal einen Eingriff in 
die zwischen dem Kanton und den Gemeinden gewachsenen Strukturen 
der Zuständigkeiten. Bei dieser Motion geht es im Hintergrund jedoch um 
weit mehr als nur um raumplanerische Anliegen, denn in ihr steckt Zünd-
stoff. Unter anderem hat sie nämlich die Absicht, die Lebensweise der 
Bevölkerung zu beeinflussen, deren Mobilität drastisch einzuschränken 
und sie greift massiv in Eigentumsrechte ein. 
Wie Martina Munz in der Begründung selber schreibt, wird zurzeit massiv 
in die bessere Verkehrserschliessung investiert und der Wohnraum im 
Kanton Schaffhausen gewinnt dadurch an Attraktivität. Als Selbständig-
erwerbender bin ich es gewohnt, dass die getätigten Investitionen einen 
Sinn und einen Nutzen haben sollten. Zum Beispiel werden in diesem 
Jahr im Klettgau zur Attraktivierung der Region im grossen Stil kostspie-
lige Agglomerationsprojekte verwirklicht. Alleine die Deutsche Bahn in-
vestiert über 50 Mio. Euro in den Doppelspurausbau; man spricht vom 
Viertelstundentakt und zu guter Letzt vergolden wir die beiden Bahnge-
leise noch mit einer Elektrifizierung, die nochmals mindestens 35 Mio. 
Franken kosten wird. Diesen Ausbau haben Martina Munz und die SP an 
vorderster Front mitgetragen. 
Ich frage mich einfach: Wofür bauen wir das? Sicher nicht nur für die 
Füchse und die Hasen. Und sicher nicht nur für die heute gut 15‘000 Per-
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sonen zählende Bevölkerung im gesamten Gebiet des Klettgaus. Und ich 
frage mich, wo Martina Munz im Kanton Schaffhausen eine Zersiedelung 
sieht, die den Charakter der Regionen massiv verändert hat. Was zurzeit 
in einzelnen Entwicklungsgemeinden – wie zum Beispiel in Beringen – im 
grossen Stil gebaut wird, sind Grossüberbauungen mit bis zu 90 Woh-
nungen. Das ist genau das, was sich die Raumplanung, die Regierung 
und wir uns alle wünschen, nämlich die verdichtete Bauweise. Die kleinen 
Weiler oder Häusergruppen, die da und dort in der Landschaft zu finden 
sind und die man vielleicht als Zersiedelung ansehen könnte, wurden 
meist bereits vor hundert oder zweihundert Jahren gebaut und stehen oft 
sogar unter Denkmalschutz. Zudem betont der Baudirektor seit Jahren 
bei jeder Gelegenheit, dass der Kanton Schaffhausen für die nächsten 15 
bis 20 Jahre über genügend Baulandreserven verfüge und deshalb keine 
grösseren Einzonungen bewilligt würden. Dies hat er auch in seiner Stel-
lungnahme zu diesem Vorstoss an der letzten Ratssitzung einmal mehr 
verdeutlicht. 
Wir haben im Kanton Schaffhausen nun wirklich keine Streusiedlungs-
bauweise wie im Kanton Appenzell, sondern kompakte Dörfer, die sich im 
Lauf der Zeit – die einen mehr die anderen etwas weniger – in die Land-
schaft ausgedehnt haben. Im Laufe dieser Zeit hat sich jedoch auch die 
Bevölkerung vermehrt und sie vermehrt sich heute noch, insbesondere 
auch durch die Einwanderung. All diese neu zugezogenen Personen 
brauchen Wohnungen und die werden bei Bedarf in den vorgesehen Zo-
nen gebaut. 
Wer A sagt zur vermehrten Zuwanderung in den Kanton und wer A sagt 
zum Ausbau einer besseren Verkehrserschliessung, der muss auch B zu 
einer vermehrten Bautätigkeit in den Regionen sagen und diese in Kauf 
nehmen. So einfach ist das. 
Zur Regelung der räumlichen Entwicklung stehen das Raumplanungsge-
setz, die kantonale Richtplanung und die kommunalen Zonenpläne zur 
Verfügung. Wir brauchen also keine zusätzlichen Regelungen im Bauge-
setz. Die SVP-JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion wertet deshalb die Forde-
rung im Vorstoss «Zersiedelung stoppen» als völlig überflüssig und wird 
ihn deshalb nicht unterstützen. 

Martin Kessler (FDP): Ich gebe Ihnen die Fraktionserklärung der FDP-
JF-CVP-Fraktion bekannt. 
Martina Munz hat mit ihrer Motion ein sehr populäres und wichtiges 
Thema aufgegriffen. Gerade jetzt, im Vorfeld der Abstimmung über die 
Änderung des Raumplanungsgesetzes, passt die Diskussion über diesen 
Vorstoss sehr gut in den Rat. 
Die rege Bautätigkeit im Kanton, der Ausbau von Schiene und Strasse 
und nicht zuletzt die aktuelle Situation in Beringen, wo das rasante 
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Wachstum unter anderem die Grenzen der Anpassungsfähigkeit der dörf-
lichen Gemeinschaften aufzeigt, beschäftigt die Menschen. Man macht 
sich begreiflicherweise Sorgen um unsere Landschaft, um die zumindest 
teilweise intakte Natur und um das Zusammenleben in einer ländlichen 
Gesellschaft. Dazu passen die Äusserungen des Schwyzer Baudirektors, 
der die eigene jahrelange Wachstumsstrategie des Kantons Schwyz 
plötzlich infrage stellt. Und auch unsere Fraktion ist der Meinung, dass 
man sehr gut auf diese Stimmen hören sollte: Wachstum nur um des 
Wachstums Willen kann nicht die Lösung sein. Trotzdem müssen wir 
aufpassen, dass wir jetzt das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Un-
sere Regierung strebt für das Jahr 2020 eine Bevölkerungszahl von etwa 
80'000 Personen an; das wären etwa 3'000 Personen mehr als heute. 
Hingegen hat die Einwohnerzahl des Kantons Schwyz in den letzten 30 
Jahren um fast 50 Prozent zugenommen. Das sind ganz und gar andere 
Dimensionen; Dimensionen, mit denen es der Kanton Schaffhausen wohl 
nie zu tun bekommen wird. Zumindest sicher nicht unter unserem jetzi-
gen Baudirektor.  
Die Zeichen sind doch erkannt. Der neue Richtplanentwurf steht; eine 
Revision des Baugesetzes wird die logische Folge davon sein. Unsere 
Fraktion ist deshalb mehrheitlich der Meinung, dass es die Motion von 
Martina Munz nicht braucht und wird diese deshalb nicht erheblich erklä-
ren. 

Urs Capaul (ÖBS): Ich teile Ihnen die Meinung der ÖBS-EVP-Fraktion 
mit. 
Die Raumplanung in der Schweiz ist kein Ruhmesblatt. Die Zersiedelung 
schreitet nicht mehr schleichend, sondern rasch voran. Die Aussenränder 
von Siedlungen, Gewerbe- und Verkehrsinfrastrukturen dringen immer 
weiter in die Landwirtschaftsgebiete vor und verdrängen die immer selte-
neren ökologisch wertvollen Lebensräume. 
Jede Sekunde wird in der Schweiz 1 Quadratmeter Land zugebaut. Pro 
Jahr entspricht das praktisch der Grösse des Kantons Basel-Stadt. Dass 
es so nicht weitergehen kann, da sind sich wohl die meisten Politiker, 
zumindest die ein bisschen weitsichtigen, einig. Doch wenn es konkret 
werden soll, scheiden sich die Geister. Es gibt wie bei allen komplexeren 
Herausforderungen eben nicht eine Lösung, sondern viele verschiedene 
Massnahmen, die zum Ziel führen. 
Auch in unserm Kanton wird die Landschaft zunehmend rascher zersie-
delt. Das hässlichste Beispiel findet sich eingangs des Klettgaus mit der 
Gemeinde Beringen. Die Gemeindeautonomie, so gut sie in vielen Berei-
chen funktioniert, funktioniert bei der Raumplanung nicht. Fast überall gilt 
der Grundsatz, dass eine Gemeinde nur dann erfolgreich ist, wenn sie 
immer mehr Einwohner und Gewerbebetriebe anlockt. Dafür braucht es 
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natürlich wieder neues Bauland und neue Infrastrukturen. Und wer stimmt 
einer Einzonung nicht gerne zu, mit der Aussicht, im nächsten Jahr ein 
paar Franken weniger Steuern zu zahlen? Doch ist das auch langfristig 
der Fall? Nein, denn Boden- und Liegenschaftspreise steigen an und vor 
allem verlieren wir zunehmend die natürlichen Schönheiten unseres Le-
bensraums, von denen der Kanton dank Randenschutzverordnung doch 
noch einige vorzuweisen hat – dank weitsichtigen Politikern in der Ver-
gangenheit. Die Schönheit der Landschaft ist letztlich auch ein Kapital für 
die Zukunft. 
Selbstverständlich kann und soll weiterhin gebaut werden, vor allem aber 
innerhalb der heutigen Siedlungsgebiete. Das Verdichtungspotenzial in-
nerhalb der heutigen Bauzonen ist erheblich. Es gibt nicht mehr oder nur 
sehr extensiv genutzte frühere Industrieareale. Die Gemeinden verfügen 
über Gestaltungsmöglichkeiten, sei es mit klugen Quartierplanungen, mit 
Umzonungen oder mit Anreizen zu besserer Verdichtung und zu bedarfs-
gerechter Nutzung des Bodens innerhalb der Bauzonen. Nur besteht of-
fensichtlich zu wenig Anreiz zur Umsetzung. Die Vorteile wären immens: 
Weniger neue Erschliessungskosten für Energie, Wasser und Abwasser, 
kürzere Wege und damit ein geringeres Wachstum des Privatverkehrs, 
höhere Chancen für Mischnutzungen und Dienstleistungen und selbst-
verständlich ein noch einigermassen attraktives Landschaftsbild. Weit-
sichtige Politiker sind gefragt, wenn es darum geht, einer Zerstörung der 
Landschaftsqualitäten vorzubeugen. Der erste Schritt ist die Überweisung 
dieser Motion. Die ÖBS-EVP-Fraktion wird daher die Motion erheblich 
erklären. 

Andreas Frei (SP): Im soeben erschienen Legislaturprogramm 2013-
2016 steht: «Die gewünschte Bevölkerungsentwicklung ist so zu steuern, 
dass die Landschaft und die typischen Siedlungsstrukturen möglichst 
schonend weiterentwickelt werden. Künftig soll vermehrt auf urbane Ent-
wicklungen, weniger auf Einfamilienhaussiedlungen gesetzt werden.» 
Daraus resultiert die Erkenntnis, dass das Baugesetz revidiert werden 
soll.  
Im Motionstext vom 20. August 2012 steht, dass der Regierungsrat ein-
geladen wird, die rechtlichen Grundlagen im Baugesetz so anzupassen, 
dass der Zersiedelung durch geeignete Massnahmen Einhalt geboten 
und die überkommunale Abstimmung der Bauzonen und Siedlungsent-
wicklung ermöglicht wird. Das ist zwar nicht wortwörtlich dasselbe, stimmt 
aber inhaltlich zu 100 Prozent mit dem regierungsrätlichen Text im Le-
gislaturprogramm 2013-2016 überein. Warum also empfiehlt der Regie-
rungsrat dennoch, die Motion nicht erheblich zu erklären? Vielleicht liegt 
das an der zeitlichen Verschiebung. Oder könnte es vielleicht daran lie-
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gen, dass die Motion von der falschen Ratsseite kommt? Das kann aber 
eigentlich nicht sein, da wir der Sachpolitik verpflichtet sind.  
Ich bin überzeugt, dass es sich hier um ein Missverständnis handelt und 
bitte Sie, den Regierungsrat in seinen Bestrebungen zu unterstützen, in-
dem Sie diese Motion erheblich erklären. 

Till Aders (AL): Auch wenn wir dieses Geschäft in der Fraktion nicht be-
sprochen haben, wage ich zu sagen, dass die AL-Fraktion die Motion er-
heblich erklären wird.  
Allen Voten konnte ich entnehmen, dass Sie die Probleme der Raumpla-
nung erkannt haben. Aber eine grosse Mehrheit in diesem Rat zieht die 
falschen Schlüsse aus dieser Erkenntnis und verlangt beispielsweise im-
mer noch dieses Durchmogeln von gewissen Massnahmen auf Gemein-
deebene. Ich vertrete das Subsidiaritätsprinzip in all seinen Facetten, 
doch bei der Planung geht es darum, eine Sache ganzheitlich zu be-
trachten und zu steuern. Einzelne Gemeinden sollten nicht einfach ir-
gendetwas tun, ohne das mit den Nachbarn abzusprechen. Deshalb ist 
es zwingend notwendig, dass wir auch in der Raumplanung mehr Ein-
flussmöglichkeiten haben und deshalb bitte ich Sie, diese Motion erheb-
lich zu erklären. 

Regierungsrat Reto Dubach: Die eben gehörten Ausführungen veran-
lassen mich zu einigen Bemerkungen. Die Regierung hat bereits in der 
letzten Sitzung erklärt, dass sie die Stossrichtung der Motion unterstützt. 
Aber die Motionärin verlangt eine Vorwärtsstrategie, mit der sie eigentlich 
zu spät kommt, da die Regierung diese bereits verfolgt und auch schon 
erste entsprechende Massnahmen ergriffen hat, die sie dem Kantonsrat 
unterbreiten wird. 
Ich erinnere Sie an dieser Stelle an das geplante Vorgehen. Anfang März 
wird auf eidgenössischer Ebene über die Revision des Raumplanungs-
gesetzes abgestimmt. Im Kanton Schaffhausen wird sich die Regierung 
morgen das erste Mal mit der Gesamtrevision des Richtplans beschäfti-
gen. Sofern das eidgenössische Raumplanungsgesetz angenommen 
wird, sind auf Bundesebene entsprechende Ausführungsvorschriften er-
forderlich. Nach dem Entscheid des Kantonsrats über die Genehmigung 
des Richtplans beabsichtigt der Regierungsrat, Ihnen zügig eine Vorlage 
zur Revision des Baugesetzes zu unterbreiten. Wenn alle speditiv arbei-
ten, sollte es bereits in der zweiten Hälfte dieses Jahres so weit sein.  
Der Sprecher der SVP-JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion hat richtigerweise 
darauf hingewiesen, dass wir für die nächsten 15 bis 20 Jahre über ge-
nügend Bauzonen verfügen. Aber wir verfügen nicht über zu viele Bau-
zonen. Es wird keine wesentlichen zusätzlichen Einzonungen geben, es 
wird aber auch keine wesentlichen Auszonungen geben. Dies hat der 
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Regierungsrat auch in der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 2013/2 von 
Erwin Sutter so festgehalten. Im Vordergrund stehen Umzonungen. Teil-
weise existieren Bauzonen an ungeeigneten Orten. Darüber werden wir 
sprechen müssen und das wird auch mit den Gemeinden sehr intensiv 
besprochen werden. Wo es neue Bauzonen braucht, sollen diese auch 
realisiert werden können. Im Gegenzug müssen aber auch Auszonungen 
erfolgen. 
Betreffend Beringen bitte ich Sie um die nötige Differenziertheit. Dabei 
müssen zwei Aspekte berücksichtigt werden. Beringen ist, was das sehr 
grosse Wachstum in den letzten Jahren betrifft, kein nachahmenswertes 
Beispiel. Teilweise lag dieses bei zwei bis über drei Prozent, was auf die 
Dauer zu viel ist. Hätten wir gesamtkantonal langfristig ein so grosses 
Wachstum, hätten wir bald Zuger oder Schwyzer Verhältnisse. Ich gehe 
mit den Rednern, die sich teilweise sehr dezidiert dazu geäussert haben, 
einig, dass wir das nicht wollen. Ich bitte Sie aber, zu beachten, dass die 
jetzige Verdichtung in Beringen der kantonalen Strategie entspricht. Das 
Gebiet zwischen der Enge und dem alten Kern von Beringen war bereits 
zersiedelt. Ausserdem existiert im Kanton eine Entwicklungsachse, die 
von Thayngen über Herblingen, Schaffhausen und Neuhausen nach Be-
ringen verläuft. Es ist sinnvoll, dass der Grossteil der Siedlungsentwick-
lung vor allem auf dieser Achse stattfindet, auf der wir auch den Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur forcieren. Über ästhetische Gesichtspunkte 
äussere ich mich an dieser Stelle nicht, da der eine oder andere Fall al-
lenfalls noch beim Regierungsrat zur Beurteilung landen wird.  
Aus meinen Ausführungen wird klar, dass wir auf dem richtigen Weg sind 
und wir deshalb diese Motion nicht brauchen. Der Regierungsrat bittet die 
Motionärin, dies anzuerkennen und den Vorstoss in eine Interpellation 
umzuwandeln. 

Martina Munz (SP): Ich nehme es vorweg: Ich werde meinen Vorstoss 
nicht in eine Interpellation umwandeln. Die Absichtserklärungen des Re-
gierungsrats sind zwar schön, aber können mich nicht wirklich beruhigen. 
Schliesslich geht es nicht darum, dass wir darüber gesprochen haben, 
sondern wir müssen jetzt Pflöcke einschlagen und endlich etwas gegen 
die Zersiedelung tun.  
Ich verstehe die abenteuerliche Argumentation des Regierungsrats für 
die Ablehnung meiner Motion nicht: Er unterstützt zwar die Stossrichtung, 
aber will die Motion trotzdem ablehnen. Besteht eigentlich ein Geheim-
bund, der festlegt, dass SP-Motionen nicht erheblich erklärt werden dür-
fen? Ich bin über die wenig grosszügige Haltung der Regierung in Bezug 
auf diese Motion enttäuscht. Die Behauptung der SVP-JSVP-EDU-SVP-
Sen.-Fraktion, mein Vorstoss greife in die Eigentumsrechte ein, ist 
schlichtweg absurd. Es erstaunt mich, dass auf der Seite der Bauern und 
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der Landwirtschaft das Bewusstsein noch nicht gereift ist, dass wir einen 
Landschaftsschutz brauchen, die Zersiedelung in den Griff bekommen 
müssen, keine ausfranselnden Ortsteile wollen, einen Ortsbildschutz 
wollen und dass wir tätig werden müssen, wenn wir unsere Lebensquali-
tät erhalten wollen. 
Das neue Raumplanungsgesetz greift nicht in die Kantonsautonomie ein. 
Es ist ein Rahmengesetz, weshalb die Umsetzung durch den Kanton und 
durch die Gemeinden erfolgen muss. Meine Motion hat zum Ziel, die 
kantonale Umsetzung sofort anzupacken und nicht weiterhin viel Zeit zu 
verlieren. Als ich den Vorstoss vor einem halben Jahr eingereicht habe, 
glaubte ich, das eidgenössische Raumplanungsgesetz stehe kurz vor der 
Einführung. Jetzt müssen wir uns noch ein wenig gedulden. Ich bin aber 
überzeugt, dass das Gesetz angenommen wird, da bei der Bevölkerung 
die Ansicht gereift ist, dass wir die Zersiedelung in den Griff bekommen 
müssen. Der Kanton muss also tätig werden, wenn der politische Wille 
existiert, die Zersiedelung zu stoppen.  
Noch ist unsere Landschaft mehr oder weniger intakt. Ich attestiere dem 
Regierungsrat, dass er durchaus seine Gangart bezüglich Raumplanung 
etwas verschärft hat; das war auch dringend nötig. Diverse Bauten aus-
serhalb der Bauzonen sind wenig landschaftsverträglich. Ich meine damit 
unter anderem einzelne Masthallen im Reiat und im Klettgau. Auch im 
Fall Guntmadingen wurde dem Landschaftsschutz im Nachhinein höhere 
Priorität beigemessen. 
Der Siedlungsdruck steigt, wir müssen handeln. Eine Studie von Avenir 
Suisse aus dem Jahr 2010 zeigt, dass der Kanton Schaffhausen in der 
Schweiz bezüglich Umsetzung von wirkungsvollen Instrumenten der 
Raumplanung an fünftletzter Stelle liegt. Seither ist nichts passiert. Das 
ist nicht sehr verwunderlich, wenn man die personellen Ressourcen für 
diesen wichtigen Bereich betrachtet. Heute ist eine einzige Person, die 
gleichzeitig Leiterin des Amtes ist, für die Raumplanung zuständig. Für 
die eigentliche Raumplanung bleiben ihr also rund 70 Stellenprozente. 
Die übergeordnete Planung, der neue Richtplan, das neue Baugesetz, 
aber auch Kontrollfunktionen und der Dialog mit den Gemeinden brau-
chen personelle Ressourcen. 
Ein Vergleich mit dem Kanton Thurgau zeigt augenfällig, wie es um un-
sere Raumplanung steht. Der Kanton Thurgau ist rund drei Mal so gross 
wie der Kanton Schaffhausen. Nebst dem kantonalen Raumplaner ar-
beiten fünf bis sechs Personen in der Raumplanung; im ganzen Amt sind 
18 Personen beschäftigt. Susanne Gatti, unsere Raumplanerin, soll also 
die Arbeit von sechs Personen erledigen. Das kann nicht aufgehen. Ein 
erster Schritt wäre demnach die Aufstockung der personellen Ressour-
cen im Raumplanungsamt. Ein mutiger Schritt und eine Win-Win-Situa-
tion für eine effiziente Arbeit mit knappen personellen Ressourcen wäre 
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es, die kantonale und die städtische Raumplanung in einem Amt zusam-
menzulegen. 
Der Kanton Thurgau hat die Zeichen der Zeit erkannt. Er hat zusätzlich 
zum bestehenden Raumplanungsgesetz auch Instrumente für einen 
schonenden Umgang mit dem Boden entwickelt. Auch der Kanton Thur-
gau badet nicht im Geld. Er hat aber erkannt, dass der politische Wille, 
die Zersiedelung zu stoppen, nicht ohne personelle Ressourcen umsetz-
bar ist. 
Solange der Regierungsrat die Raumplanung nicht personell um min-
destens eine Stelle aufstockt, bleiben seine Absichtserklärungen leere 
Versprechungen. Der Siedlungsdruck wächst. Zu unserer Landschaft 
müssen wir Sorge tragen. Unterstützen Sie bitte meine Motion. 

Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen. 

Abstimmung 

Mit 29 : 19 wird die Motion Nr. 2012/3 von Martina Munz vom 20. Au-
gust 2012 betreffend Zersiedelung stoppen nicht erheblich erklärt. – 
Das Geschäft ist erledigt. 

* 

3. Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 22. Mai 2012 
betreffend Entlastung des Staatshaushaltes (ESH3) (Erste Le-
sung) 
Grundlagen: Amtsdruckschrift 12-54 
 Kommissionsvorlage: Amtsdruckschrift 12-119 

Kantonsratspräsident Richard Bührer (SP): Für die Beratung dieses 
Geschäfts schlage ich Ihnen folgendes Vorgehen vor: Zuerst führen wir 
eine generelle Eintretensdebatte über die Gesamtvorlage durch. Zu den 
einzelnen Gesetzen werden keine separaten Eintretensdebatten geführt. 
Nach der generellen Eintretensdebatte werden im Rahmen der Detailbe-
ratung die einzelnen Gesetze beziehungsweise Anhänge beraten. Im 
Rahmen dieser Beratung können selbstverständlich Änderungs- oder 
Streichungsanträge gestellt werden. 
Des Weiteren schlage ich Ihnen vor, das Dekret zur Entlastung des 
Staatshaushaltes erst in der zweiten Lesung der zu ändernden Gesetze 
zu beraten, da es nur eine Lesung benötigt. Und erst ganz am Schluss 
der zweiten Lesung und somit nach der Schlussabstimmung werden wir 
über die von der Spezialkommission beantragte Erklärung befinden. 
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Eintretensdebatte 

Kommissionspräsident Markus Müller (SVP): Bei diesem Geschäft 
handelt es sich um eine komplexe Vorlage, die es allen recht machen, 
niemandem weh tun und den Kanton schliesslich auf den finanziellen 
Erfolgspfad zurückführen soll. Diesen Eindruck erhält man zumindest, 
wenn man in der Presse die vielen Kommentare dazu liest.  
Dass dies nicht möglich ist, ist wohl allen klar. Das Handycap der Vorlage 
besteht darin, dass sie sich als gleichmässige Sparübung über alle De-
partemente und Dienststellen ergiesst. Eine Gesamtschau mit Schwer-
punkten und punktuellen Strukturveränderungen hätte bei dem ange-
strebten Sparbetrag von 25 Mio. Franken in Betracht gezogen werden 
müssen. Diese Problematik wurde auch in der Kommission diskutiert, 
aber ausser durch die Rückweisung der gesamten Vorlage hatten wir 
keine Möglichkeit, das Vorgehen der Regierung zu ändern.  
Die Vorlage liegt vor, wie sie ist. Sie ist ein typisches Abbild des politi-
schen Prozesses im Umfeld der Parteienlandschaft, der breiten Interes-
senlage der Mitspieler und dem Einbringen der verschiedenen Interes-
sengruppen und Interessenvertreter. Viele Leute sind persönlich von den 
Massnahmen betroffen, was unsere Arbeit nicht einfacher macht und 
gemacht hat.  
Die Kommission konnte damit aber ziemlich gut umgehen, hat diesbe-
züglich einen guten Umgangston gefunden und teilweise Kompromisse 
erarbeitet. Oft musste sie aber auch mit Mehrheitsentscheiden Be-
schlüsse fassen. Ich bin zuversichtlich, dass auch dieser Rat so arbeiten 
kann und das Geschäft unter Einhaltung der bekannten Spielregeln, der 
Schaffhauser Fairness und mit einer gewissen Coolness beraten kann. 
Es geht darum, dass wir Lösungen erarbeiten, die langfristig Bestand ha-
ben. 
Es war zwar zu erwarten, dass die Medien bereits im Vorfeld lautstark 
eingesetzt werden. Dennoch wunderte ich mich aber, als ich am Freitag 
in der Online-Ausgabe der Schaffhauser Nachrichten den Aufruf las, die 
Schaffhauser Bürger sollten auf der Tribüne mitverfolgen, wer von den 
Ratsmitglieder welche Dienstleistungen abbauen möchte. Am Samstag 
konnte man derselben Zeitung die Befürchtung entnehmen, die hohe Le-
bensqualität im Kanton Schaffhausen würde unnötigerweise den Bach 
hinuntergehen. Der happige Vorwurf, die Spezialkommission schätze den 
Volkswillen gering, beschäftigte mich beim Gang durch die Slums von 
Delhi am letzten Samstag. Die Bilder, denen ich dort einmal mehr begeg-
nete, verdrängten diese Gedanken aber relativ schnell. Für diese Men-
schen ist unsere Region noch weit schöner als jede Vorstellung vom Pa-
radies. 
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Ich werde nicht weiter auf den Kommissionsbericht eingehen, sondern 
ihn lediglich ergänzen und dann in der Detailberatung die Überlegungen 
der Kommission erläutern. Ein Kommissionsbericht dient dazu, dem Rat 
einen Überblick darüber zu geben, welche Voraussetzungen sich durch 
die Kommissionsarbeit gegenüber der Regierungsvorlage geändert ha-
ben. Er soll ein Stimmungsbild der Kommissionsarbeit abgeben und Ih-
nen die Mehrheitsverhältnisse aufzeigen. Es ist nicht Aufgabe eines 
Kommissionsberichts, eine Petition im Detail zu würdigen. Daraus öffent-
lich abzuleiten, die Kommission hätte die Petition nicht ernst genommen, 
zeugt von einer gewissen Geringschätzung unserer Arbeit. 
Ich bedanke mich an dieser Stelle bei den vielen Beteiligten: an erster 
Stelle bei der Finanzdirektorin Rosmarie Widmer Gysel und dem Depar-
tementssekretär Meinrad Gnädinger. Sie haben die Vorlage ausgearbei-
tet, vertreten und in der Kommission kompetent und konstruktiv begleitet. 
Dabei musste die Finanzdirektorin bereits im Vorfeld unberechtigte Prü-
gel für Sparvorschläge einstecken, die mehrheitlich aus anderen Depar-
tementen stammten. Der Aufruf einer Partei, sie deswegen nicht mehr zu 
wählen, zeugt von Unkenntnis der politischen und administrativen Struk-
tur des Gemeinschaftswerks Kanton und ist eher als Racheakt zu verste-
hen. Ein weiterer Dank geht an die Mitarbeitenden aller Departemente, 
die in einer ungeheuren Kraftanstrengung alles hinterfragt und hunderte 
mögliche Sparmassnahmen zur Diskussion gestellt haben. Schliesslich 
bedanke ich mich bei meinen Ratskolleginnen und -kollegen in der Kom-
mission für die kollegiale Zusammenarbeit, bei Janine Rutz und Martina 
Harder Pfister für die gute und rasche Protokollierung sowie für die fachli-
che Beratung des Staatsschreibers. 
Eintreten war in der Kommission unbestritten, ein Rückweisungsantrag 
wurde mehrheitlich abgelehnt. Grundsätzlich sind also alle davon über-
zeugt, dass etwas getan werden muss und dass Gesprächsbereitschaft 
vorhanden ist. Über den richtigen Weg zum Ziel herrschte und herrscht 
jedoch bei weitem keine Einigkeit. Klar ist jedoch, dass der Petition Nr. 
2012/1 von Konradin Winzeler nicht entsprochen werden kann, da sie 
verlangt, die Vorlage sei vom Kantonsrat an den Regierungsrat zur Über-
arbeitung zurückzuweisen. Wir sind es uns gewohnt, Probleme zu disku-
tieren und zu lösen und nicht die Augen davor zu verschliessen oder den 
schwarzen Peter weiterzugeben. 
In der Kommission haben wir den gesamten Katalog aller 74 Massnah-
men sowie auch die Verordnungen, die in der Kompetenz der Regierung 
liegen und teilweise bereits in Kraft gesetzt worden sind, diskutiert und 
uns von den Fachleuten weitergehend informieren lassen. Es liegt aber 
nicht in der Kompetenz des Rats, zu diesen Massnahmen Beschlüsse zu 
fassen. Ich habe bereits frühzeitig darauf hingewiesen, dass allfällige Än-
derungswünsche hinsichtlich dieser Sparmassnahmen auf dem Budget-
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weg oder in Form von persönlichen Vorstössen eingebracht werden soll-
ten. Deshalb war es auch zielführender, die Budgetdebatte vor der Bear-
beitung dieser Vorlage im Rat durchzuführen. 
Ausserdem hat die Kommission alle 470 Entlastungsvorschläge durchge-
arbeitet, die keinen Eingang in die Vorlage gefunden haben. Die dazu 
geführten Diskussionen haben der Regierung in ihrer Selektion der 74 
ausgewählten Massnahmen Recht gegeben. Dabei haben wir zudem 
gelernt, dass es weder die Aufgabe der Kommission noch des Kantons-
rats sein kann, weitergehende und im Detail definierte Sparmassnahmen 
vorzuschlagen. Dieser Umstand hat uns dazu bewogen, von der verfas-
sungsmässig vorgesehenen Möglichkeit der Erklärung Gebrauch zu ma-
chen. Selbstverständlich können Sie diese allgemeine Diskussion an die-
ser Stelle nochmals in epischer Länge zelebrieren und wiederholen, aber 
auch Sie werden sich schliesslich auf die Beschlussfassung über die zur 
Änderung vorgeschlagenen Gesetze und Dekrete beschränken müssen. 
Während der Kommissionsarbeit wurde klar, dass gewisse Bestandteile 
der Vorlage im Rat keine Vierfünftelmehrheit erreichen werden und folg-
lich der obligatorischen Volksabstimmung unterstellt werden müssen. 
Deshalb beantragt Ihnen die Spezialkommission, das Gesetz zur Entlas-
tung des Staatshaushalts in seine Einzelteile aufzuschlüsseln und im Rat 
separat über die einzelnen Gesetzesrevisionen abzustimmen. So müssen 
– und die gibt es tatsächlich –, völlig unbestrittene Änderungen nicht un-
nötigerweise auch noch dem Volk vorgelegt werden. Käme das Gesetz, 
so wie es in der regierungsrätlichen Vorlage enthalten ist, vor das Volk, 
bestünde ein immenser Erklärungsbedarf und es müsste eine Abstim-
mung mit vielen zur Auswahl stehenden Varianten bewältigt werden, was 
der Transparenz sicher nicht förderlich wäre. Ausserdem wäre es 
schade, wenn unbestrittene Massnahmen deswegen nicht in Kraft treten 
könnten. 
In der Kommission haben wir zwar sehr intensiv und kontrovers, aber 
immer fair über die Ausrichtung der Beiträge an die Landeskirchen, die 
Klassengrössen an der Kantonsschule, die Beiträge an kieferorthopädi-
sche Behandlungen, den Kantonsbeitrag an die Altersbetreuung, die Aus-
richtung von Beiträgen an die Musikschulen und vieles mehr gesprochen. 
Zu diesen Punkten haben wir zuhanden des Kantonsrats Beschlüsse 
gefasst, die Sie diskutieren und dann gutheissen oder ablehnen können. 
Jeder verfügt über sein eigenes Wissen, seine eigenen Erfahrungen und 
seine eigene Zukunftsvorstellung und jeder findet in diesem Paket Mass-
nahmen, die ihm nicht gefallen. Wenn nun aber Einzelteile aus dem Ge-
samtkonstrukt herausgelöst würden, würde das ganze Konstrukt wanken. 
Deshalb ist die Kommissionsmehrheit zum Schluss gekommen, dass das 
Sparpaket zwar unbestrittenermassen weh tut, aber letztlich einigermas-
sen ausgewogen ist. Werden an ESH3 Abstriche gemacht, ohne dass 
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dafür Kompensationen beschlossen werden, dann muss der Staatshaus-
halt anders saniert werden; entweder durch Steuererhöhungen oder 
durch massive Strukturveränderungen. Sie und in letzter Instanz das 
Stimmvolk haben es in der Hand, welcher Weg schliesslich beschritten 
werden soll. 
Noch eine vorläufige Bemerkung zur Petition Nr. 2012/1 von Konradin 
Winzeler: Die Maximalforderung, nämlich die Rückweisung der regie-
rungsrätlichen Vorlage, wurde von der Kommissionsmehrheit zwar ab-
gelehnt, aber die im Vorstoss aufgeführten fünf Massnahmen wurden in 
der Kommission selbstverständlich intensiv diskutiert und ständig in die 
Überlegungen miteinbezogen und berücksichtigt. Daher verwahre ich 
mich gegen den pauschalen Vorwurf der Geringschätzung. 

Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel: Seit knapp neun Monaten 
liegt diese Vorlage nun auf dem Tisch. In dieser Zeit wurde viel darüber 
diskutiert, sei es hier im Kantonsrat oder auch in der Bevölkerung. Einige 
Pflöcke hat der Kantonsrat bei der Budgetberatung 2013 bereits einge-
schlagen; nun müssen Sie über die vorgelegten Anpassungen der 
Rechtsgrundlagen entscheiden. 
In diesen neun Monaten ist die Zeit nicht stehen geblieben und es hat 
sich einiges verändert. So wurde der Initiative über die Verbilligung der 
Krankenkassenprämien im November 2012 deutlich zugestimmt. Die da-
durch entstehenden Mehrkosten in der Grössenordnung von rund 10 Mio. 
Franken fallen ab 2014 an und müssen zu einem grossen Teil von den 
Gemeinden übernommen werden. Rund 3 bis 3,5 Mio. Franken werden 
aber beim Kanton hängen bleiben. Das Ziel, bis 2016 eine ausgeglichene 
Staatsrechnung präsentieren zu können, wird deswegen noch etwas an-
spruchsvoller. Die Rechnung 2012 wird zwar etwas besser als budgetiert, 
aber längstens nicht so gut wie erhofft, abschliessen. Gründe dafür sind 
die überproportional gestiegenen Beiträge bei den Gesundheitskosten, 
bei den Ergänzungsleistungen und anderen Leistungen. 
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Wenn wir uns kurz vor Augen führen, wofür der Staat sein Geld ausgibt, 
dann sehen wir, dass der Regierungsrat mit ESH3 seinen Handlungs-
spielraum ausgenutzt hat. Die grössten Brocken sind mit 40 Prozent die 
eigenen Beiträge, zu denen unter anderem die Gesundheitskosten, die 
Pflegefinanzierung und die Ergänzungsleistungen zählen. Bei den Perso-
nalkosten werden 25 Prozent gespart – 95 Prozent der Personalkosten 
werden für die Löhne von 840 Lehrpersonen aufgewendet: Stichwort 
Kernaufgabe «Bildung»; 970 Mitarbeitende in den Spitälern: Stichwort 
Kernaufgabe «Gesundheit»; 180 Polizisten und 60 Mitarbeitende an un-
seren Gerichten: Stichwort «Sicherheit und Gerechtigkeit» und 618 Mit-
arbeitende in der Verwaltung: Stichwort «funktionierender Service public» 
finanziert. Ein Schelm, der nun behauptet, es sei ein Leichtes, das Aus-
gabenwachstum einfach um 1 Prozent pro Jahr zu reduzieren. Auch bei 
Einsparungen funktioniert die Rasenmähermethode nicht; genau so we-
nig, wie es das Giesskannenprinzip bei Steuersenkungen zum falschen 
Zeitpunkt tut. 
 

Kantonsrat 18.2.2013, ESH3 Seite 0Kanton Schaffhausen 
Finanzdepartement
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Der Regierungsrat hat mit ESH3 ein Paket an Entlastungsmassnahmen 
vorgelegt, das ausgewogen ist, keine Lastenverschiebungen auf die Ge-
meinden beinhaltet und vor allem nicht blauäugig auf Einnahmenerhö-
hungen basiert. Und – das scheint dem Regierungsrat ganz wichtig zu 
sein und kann nicht oft genug wiederholt werden: Das Ziel des Entlas-
tungspakets ESH3 ist es, unsere Handlungsfähigkeit zu erhalten und 
notwendige Investitionen in die Zukunft tätigen zu können. 
 

Kantonsrat 18.2.2013, ESH3 Seite 2Kanton Schaffhausen 
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Lassen Sie mich nochmals kurz zu den Figures und Facts unserer Vor-
lage vom 22. Mai 2012 zurückkommen. ESH3 soll seine volle Entlas-
tungswirkung im Jahr 2015 mit 24,7 Mio. Franken entfalten. Im Jahr 2016 
– dem letzten der aktuellen Finanzplanperiode 2013-2016 – wird eine 
weitere Entlastung von 300'000 Franken erwartet. Insgesamt sprechen 
wir also von 25 Mio. Franken. Darauf basiert die mittelfristige Finanzpla-
nung gemäss Finanzplan 2013-2016 vom 4. September 2012. 
 

 
 
Diese sah vor, dass im Jahr 2016 ein ausgeglichenes Ergebnis respek-
tive ein Überschuss von 800'000 Franken erzielt wird. Ein erster Strich 
durch die Rechnung ergab sich aufgrund der angenommenen Initiative 
zur Verbilligung der Krankenkassenprämien. Sie ersehen diese Konse-
quenz aus der durchgezogenen roten Linie. Der ursprünglich dem Fi-
nanzplan zugrundeliegende Aufwand ist aus der roten gepunkteten Linie 
ersichtlich. Mit anderen Worten: Es sind nebst ESH3 weitere Anstren-
gungen notwendig, um das Ziel des ausgeglichenen Haushaltes bis 2016 
zu erreichen. Nach Vorliegen des definitiven Abschlusses 2012 wird sich 
zeigen, inwieweit unsere Hochrechnung aufgrund der überproportional 
angestiegenen Beiträge angepasst werden muss. 
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Wenn wir nun den aktuellen Stand oder die Bilanz zwischen der Vorlage 
des Regierungsrats vom 22. Mai 2012 und der Kommissionsvorlage unter 
die Lupe nehmen, so lässt sich daraus erkennen, dass sie immer noch 
stimmig ist: Der blaue Teil der Balken – immer «V» für Vorlage und «Ist» 
für den aktuellen Stand – nebeneinander gestellt, bezieht sich auf die 
Massnahmen, die in der Umsetzungskompetenz des Regierungsrats lie-
gen und mit dem Budget 2013 durch Sie verabschiedet wurden. Die Er-
gänzungsvorlage für den Ersatz des Lektionenabbaus liegt Ihnen seit 
dem 29. Januar 2013 vor. Im hellgrünen Bereich – in der Eigenkompe-
tenz des Kantonsrats – ergab sich in der Summe sogar eine kleine Ver-
besserung über die Sie unter Traktandum 5 abschliessend befinden wer-
den. Bei den Gesetzesanpassungen – hier in Rot dargestellt –, ergab 
sich frankenmässig keine Veränderung, aber eine Verschiebung um ein 
Jahr. Die reduzierten Beiträge an die Landeskirchen sollen erst 2015 in 
Kraft treten und nicht, wie ursprünglich beantragt, bereits 2014. 
Die im Entlastungspaket enthaltenen 1,6 Mio. Franken aus der Differenz 
zwischen altem und neuem Dekret der Verbilligung der Krankenkassen-
prämien fallen ab 2014 weg. Gemäss dem Willen der vorberatenden 
Kommission sind diese 1,6 Mio. Franken anderweitig einzusparen. Das 
sieht auch der Regierungsrat so, weshalb diese Ersatzmassnahme in 
dieser Darstellung dunkelgrau ebenfalls enthalten ist. 
Der langen Rede kurzer Sinn: Wenn wir nun alle am gleichen Strick zie-
hen, dann lässt sich das Ziel von Entlastungen in der Höhe von 25 Mio. 
Franken bis ins Jahr 2016 umsetzen. 
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Wie sieht es nun für die Gemeinden aus? Ziel des Regierungsrates war 
es, keine Entlastung des Kantons zulasten der Gemeinden vorzunehmen. 
In unserer Vorlage vom 22. Mai 2012 ist dies auf Seite 15 festgehalten. 
Da sich der Kanton die aus der Dekretsanpassung entstehende Entlas-
tung der Krankenkassenprämien in der Höhe von 1,6 Mio. Franken beim 
Entlastungspaket «anrechnete», erschien es nur korrekt, den entspre-
chenden Beitrag der Gemeinden auch hier aufzuzeigen. Nun hat sich 
diese Situation aufgrund der bekannten Umstände verändert. Die zusätz-
lichen Beiträge an die Verbilligung der Krankenkassen haben wir ge-
meinsam zu tragen und die entsprechende Entlastung fällt weg. 
Da der Kantonsrat beschloss, auf die Lektionenreduktion im Volksschul-
bereich zu verzichten und mit anderen Massnahmen zu kompensieren, 
sinkt die Entlastung auf Gemeindeebene – über den Lohnanteil von 59 
Prozent der Lehrpersonen – von 1,15 Mio. Franken auf 355'000 Franken. 
Demgegenüber steht aber eine Position, die wir in der Vorlage schlicht 
vergessen haben aufzuführen und einzurechnen: Von der Massnahme 
38, der Abschaffung der Tariferleichterungen im Tarifverbund FlexTax, 
sind auch die Gemeinden mit 25 Prozent «betroffen»: Das heisst, sie 
sparen damit 375'000 Franken ein. Diese effektiven Entlastungen in der 
Höhe von 990'000 Franken beantragen Ihnen der Regierungsrat und die 
Spezialkommission, über die Beiträge an die Alterspflege zu kompensie-
ren. Statt 50 Prozent der Beiträge sollen diese um 8 Prozent auf 42 Pro-
zent gesenkt werden. Damit resultiert für die Gemeinden insgesamt eine 
Belastung von 430'000 Franken, statt wie vorgesehen eine Entlastung 
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von 10'000 Franken, wenn wir die Krankenkassenprämien aussen vor 
lassen. 
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Mit dem Jahresabschluss 2012 und im Hinblick auf das Budget 2014 und 
die Finanzplanung wird nun die konkrete Umsetzung sämtlicher Detail-
massnahmen kontrolliert und überwacht, sodass mit einem Controlling 
die rechtzeitige Steuerung zum Erreichen unseres Ziels vorgenommen 
werden kann. Der Geschäftsprüfungskommission und dem Kantonsrat 
werden die Ergebnisse im Rahmen des Voranschlags 2014 unterbreitet 
werden. Eine erste Berichterstattung über das im Jahr 2012 Umgesetzte 
wird mit der Jahresrechnung 2012 vorliegen. 
Meine Damen und Herren Kantonsräte: Ich wiederhole: Ziel dieses Ent-
lastungspakets ESH3 ist es, unsere Handlungsfähigkeit zu erhalten und 
notwendige Investitionen in unsere Zukunft tätigen zu können. Dies mag 
auf den ersten Blick widersprüchlich sein, ist es aber nicht. Wenn wir un-
seren Kanton weiterhin attraktiv halten wollen, müssen wir diese schein-
baren «Zielkonflikte» ausdiskutieren und sie entsprechend werten. Denn 
es gibt für jeden Entlastungsvorschlag zahlreiche gute Gründe, weshalb 
gerade dieser nicht realisiert werden soll. Ich kann dies nachvollziehen. 
Das ist aber nur die eine Seite der Medaille. Die andere Seite ist: Wenn 
dieser Vorschlag nicht realisiert wird, muss an einem anderen Ort gespart 
werden. Auch für die Ersatzmassnahme gibt es dann wieder zahlreiche 
Gründe, weshalb genau diese nicht gewählt werden soll. Das wissen Sie 
selbst am besten. Wir kommen deshalb nicht umhin, heute Entscheide zu 
treffen, die weh tun. 
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Werner Bächtold (SP): Markus Müller hat Coolness verlangt. Ich kann 
Ihnen versichern, ich bin total cool. Aber ich vergleiche uns nicht mit den 
Slums in Indien und auch nicht mit Zuständen in Griechenland und ande-
ren südeuropäischen Ländern. Vielmehr haben wir uns mit Regionen zu 
vergleichen, die einen ähnlichen Entwicklungsstand wie der Kanton 
Schaffhausen haben, obwohl mir natürlich die Situation in den Slums von 
Delhi und in Indien nicht Wurst ist. 
Einleitend möchte ich einen zentralen Punkt festhalten: Auch die SP-
JUSO-Fraktion ist für einen sorgsamen und effizienten Umgang mit den 
Finanzen und somit gegen die Verschwendung von Steuergeldern. Wir 
sind auch der Meinung, der effiziente Umgang mit den Finanzen und die 
Überprüfung der staatlichen Dienstleistungen hinsichtlich ihrer Wirkung 
sei eine Daueraufgabe von Regierung und Verwaltung. Das haben wir 
vorgestern anlässlich unserer Fraktionsklausur noch einmal ganz klar und 
einstimmig festgehalten.  
Markus Müller hat vorher aus der Sicht der Kommissionsmehrheit ge-
sprochen. Wie der Kommissionsbericht unschwer erkennen lässt, waren 
wir von der linken Ratsseite nur zu dritt und stellten somit permanent die 
unqualifizierte Minderheit dar, deren Sichtweise hier darzustellen, meine 
Aufgabe ist.  
Wir befinden uns in einer schwierigen Phase, in der das Delta zwischen 
Einnahmen und Ausgaben anwächst. Woher dieses Delta kommt, ist um-
stritten. Wir sagen, das hat mit den übertriebenen Steuergeschenken im 
letzten Jahrzehnt zu tun; die Regierung und mit ihr die bürgerliche Mehr-
heit in diesem Rat sieht die Ursache bei wegbrechenden unbeeinflussba-
ren Einnahmen. Wahrscheinlich ist es wie meist im Leben: Die Wahrheit 
liegt irgendwo dazwischen. Was wir sicher wissen und was auch nicht 
wirklich bestritten werden kann: Während der Steuersenkungsjahre – 
also im letzten Jahrzehnt – wurde viel zu wenig in die Erneuerung und 
den Unterhalt unserer Infrastruktur investiert. Diese Unterlassungen ho-
len uns nun zusätzlich ein und machen die finanzielle Lage heute und in 
der nahen Zukunft noch ungemütlicher. 
An dieser Stelle erlauben Sie mir sicher einen kleinen Exkurs. Am nahen 
zeitlichen Horizont – am 3. März 2013 – droht unserem Staatshaushalt 
auch noch eine Steuersenkungsinitiative, die, wenn sie angenommen 
würde, die Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben noch einmal 
massiv erhöhen würde. Zu den 25 Mio. Franken kämen noch einmal 28 
Mio. Franken dazu.  
Lange Zeit standen die Jungfreisinnigen mit dieser Steuersenkungsinitia-
tive à la Rasenmäher allein da; seit letzter Woche wird die Initiative – für 
mich etwas überraschend – auch von der Mutterpartei FDP unterstützt. 
Das erhöht die Wahrscheinlichkeit einer Annahme dieser Abbruchinitia-
tive. Nebenbei bemerkt: Die Freisinnigen, die heute in diesem Saal sit-



 Protokoll der 4. Sitzung vom 18. Februar 2013 117 

zen, haben diese Steuersenkungsinitiative zum Glück grossmehrheitlich 
abgelehnt. Ich weiss nicht, wer diesen Stimmungswechsel bei Ihnen be-
wirkt hat. Aber damit verabschieden sich die Freisinnigen endgültig von 
ihrer einstigen Rolle als staatstragende und in der Gesamtverantwortung 
stehende Partei. Zudem können sie – und das ist noch gravierender – in 
Finanzfragen künftig nicht mehr wirklich ernst genommen werden. 
Angesichts der drohenden Schulden hat die Regierung rasch reagiert. 
Sie hat ihre Steuersenkungspläne schnell auf Eis gelegt und ein Sparpa-
ket geschnürt. Beides halten wir für richtig und wir anerkennen, dass die 
Regierung und die Verwaltung innert kürzester Zeit mit dem Projekt 
«ESH3» neben dem Alltagsgeschäft, das auch zu erledigen war, eine 
grosse Leistung erbracht hat. Weil wir einsehen, dass zur Genesung der 
Staatsfinanzen eine Operation notwendig ist und nicht nur eine Kügeli-
Therapie, wird die SP-JUSO-Fraktion auf die Vorlage eintreten. 
Damit hat sich die «Friede-Freude-Eierkuchen-Stimmung» aber aus un-
serer Sicht erschöpft. Wenn wir ESH3 analysieren, sehen wir bei den 
durch die Regierung beschlossenen 74 Einzelmassnahmen einen Fli-
ckenteppich von Sinnvollem, vollständigem Unsinn und Massnahmen, die 
nicht zu ESH3, also nicht in dieses Paket, gehören. Um zu illustrieren, 
was ich meine, mache ich Ihnen drei Beispiele, die das exemplarisch auf-
zeigen: Zum Beispiel die Massnahme 45: Bei der Reduktion des Stras-
senunterhalts hätte man ruhig noch weiter als die vorgesehenen 100‘000 
Franken gehen können. An sich ist es aber eine sinnvolle Massnahme. 
Mein zweites Beispiel ist die Massnahme 24: Eine Anhebung der Auf-
nahmebedingungen für das Berufsvorbereitungsjahr ist kein Sparbeitrag, 
sondern bringt eine Kostenumlagerung in andere Institutionen mit sich. 
Die betroffenen Jugendlichen, die nicht in diese nachobligatorische 
Schule aufgenommen werden, verschwinden nicht einfach vom Erdbo-
den, sondern werden ein anderes Bildungsangebot nutzen, was mögli-
cherweise nicht billiger, sondern teurer ist. Das ist also «Unsinn». Das 
dritte Beispiel ist die Massnahme 22: Die Erhöhung des Bundesbeitrags 
an die Berufsbildung um 1 Mio. Franken erfolgt unabhängig von ESH3, 
da es sich um einen Beschluss des Bundes handelt. Wir sehen nicht, was 
dieser Betrag in der Vorlage zu suchen hat. Genauso gut hätte man den 
Gewinnanteil der Nationalbank, der überraschenderweise wieder in die 
Staatskasse fliesst, als Massnahme 75 einbringen können. 
Wir erkennen in der Vorlage keinen roten Faden und vermissen die 
Strategie. Anstatt gemeinsam im Dreieck Regierung-Kantonsrat-Verwal-
tung Leistungen zu definieren, auf die man künftig verzichten kann oder 
die man in günstigerer Form anbieten könnte, haben wir ein willkürlich 
zusammengestelltes Streichkonzert vor uns, einen eigentlichen Flicken-
teppich.  
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Neben diesen 74 Einzelmassnahmen, zu denen wir bekanntlich nichts zu 
sagen haben, finden sich auch sechs Gesetzesänderungen, zu denen wir 
sehr viel zu sagen haben werden. Noch eine Nebenbemerkung: In der 
Bevölkerung wird nicht verstanden, warum bei den 74 Massnahmen nie-
mand korrigierend eingreifen kann. Indem die Spezialkommission diese 
Gesetzesänderungen von der Vorlage abgetrennt hat, hat sie aus unse-
rer Sicht die einzige positive Tat vollbracht. Die vertiefte Diskussion über 
die betroffenen Gesetze werden wir in der Detailberatung führen. Vorerst 
nur so viel: Dass man den Landeskirchen und den Musikschulen die 
massive Reduktion der Staatsbeiträge einfach so um die Ohren haut, 
ohne mit diesen langjährigen Partnern vorgängig das Gespräch zu su-
chen, halten wir für ganz schlechten Stil und eigentlich nicht tolerierbar. 
Die Reaktionen sind entsprechend. Dass die Kürzung der Musikschulbei-
träge zeitgleich mit der deutlichen Zustimmung der Bevölkerung zum Mu-
sikförderartikel in der Bundesverfassung verfügt werden soll, halten wir 
für einen unerträglichen Fauxpas der Regierung. Offenbar – und jetzt 
werde ich ein bisschen zynisch – wird das Ziel verfolgt, so schnell als 
möglich an die nationale Spitze zu gelangen, was die Musikschulbeiträge 
für Eltern anbelangt. Welcher Unsinn die Kürzung der Kirchenbeiträge 
darstellt, werden wir ebenfalls bei der Detailberatung zu diskutieren ha-
ben. 
In der Vorlage steht es und die Finanzdirektion hat es mehrmals betont: 
ESH3 soll für die Gemeinden kostenneutral sein. Leider stimmt das aus 
unserer Sicht nicht. Dies führt dazu, dass die Änderung des Alters-
betreuungs- und Pflegegesetzes nicht in der vorgeschlagenen Form be-
willigt werden kann. Wir werden darauf zurück kommen. 
Fazit: Die ganze Vorlage wurde zwar mit einem grossen Aufwand an Zeit 
und Energie erstellt. Das anerkennen wir. Was ihr aber fehlt, ist die Kohä-
renz und die Strategie. Und das hat aus unserer Sicht mit einem Mangel 
zu tun, den sich die Regierung mit dem Entscheid eingebrockt hat, die 
Vorlage verwaltungsintern, also hinter verschlossenen Türen, zu ent-
wickeln. Es wurde gänzlich auf den Blick von aussen verzichtet. Das 
merkt man der Vorlage leider von vorne bis hinten an. Aus diesem Grund 
werden wir nach der Eintretensdebatte einen Rückweisungsantrag stel-
len. Die Vorlage erfordert dringend eine gründliche Überarbeitung. 
Die Kommissionsarbeit war in mehr als einer Hinsicht ziemlich frustrie-
rend. Über die unverständliche Verzögerung habe ich bereits anlässlich 
der Beratung des Staatsvoranschlags 2013 gesprochen. Deshalb wie-
derhole ich das an dieser Stelle nicht. Aber leider war die ganze Kommis-
sionsarbeit eigentlich verlorene Liebesmühe und reine Zeitverschwen-
dung, denn dabei standen sich zwei Lager gegenüber, die gar keine Ge-
meinsamkeiten gefunden haben. In meiner bisherigen politischen Lauf-
bahn habe ich noch nie derart harten Beton angetroffen wie in dieser 
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Kommission. Kompromissbereitschaft war keine spürbar. Vielmehr wehte 
ein kalter Wind und es wurde überdeutlich, worum es der bürgerlichen 
Kommissionsmehrheit eigentlich geht: Den Staatshaushalt so schnell als 
möglich, koste es was es wolle, und ohne Rücksicht auf Verluste wieder 
einigermassen ins Lot bringen, um sich dann wieder in den ruinösen in-
terkantonalen Steuersenkungswettbewerb einklinken zu können. Eine 
sachliche Diskussion über allfällige moderate Steuererhöhungen wurde – 
anders als in anderen ebenfalls bürgerlich dominierten Kantonen – im 
Keim erstickt. Weiter hat sich die gleiche Posse wiederholt, die wir jähr-
lich bei der Diskussion des Staatsvoranschlags erleben. Vollmundig wird 
behauptet, es sei immer noch viel Luft vorhanden und es müssten wei-
tere substanzielle Kürzungen vorgenommen werden. Man hat sich von 
der Regierung das ganze Dossier mit den 470 Sparmassnahmen, die im 
Rahmen von ESH3 ebenfalls geprüft, aber verworfen wurden, vorlegen 
lassen. Gefunden wurde keine weitere taugliche Sparmassnahme, eine 
eigene konstruktive Idee hatte auch niemand. Das hat die Kommissions-
mehrheit aber nicht daran gehindert, mittels einer Erklärung die Regie-
rung zu verpflichten, weitere 1,6 Mio. Franken einzusparen. Das ist, wie 
gesagt, eine Provinzposse. Der Antrag, der Regierung gleich ESH4 mit 
weiteren 10 Mio. Franken aufs Auge zu drücken, wurde allerdings knapp 
abgelehnt – für mich ein kleiner Hoffnungsschimmer – wohl weil es sogar 
einigen Bürgerlichen in der Kommission gedämmert hat, dass ein solches 
Vorgehen komplett unseriös ist. Niemand kann heute voraussagen, wie 
die Finanzen unseres Kantons nach Abschluss von ESH3 in ein paar 
Jahren – also nach 2016 – aussehen werden. 
Die SP-Juso-Fraktion wird dementsprechend auf die Vorlage eintreten 
und dann einen Rückweisungsantrag stellen. 

Christian Ritzmann (JSVP): Ich freue mich, Ihnen die Position der SVP-
JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion mitteilen zu dürfen. Wir unterstützen 
grossmehrheitlich in den meisten Punkten die Vorschläge der Regierung 
mit den durch die Spezialkommission vorgenommenen Anpassungen. 
Wir werden aber bei einigen Gesetzen noch zusätzliche Anträge stellen. 
Die geplanten Entlastungen des Staatshaushaltes sind dringend notwen-
dig, damit das Defizit der Laufenden Rechnung so schnell wie möglich 
verschwindet. Unser Kanton darf nur so viel Geld ausgeben, wie er ein-
nimmt. Ansonsten laufen wir in eine Schuldenwirtschaft hinein, für die die 
nachkommenden Generationen, wie wir gerade in den Krisenstaaten in 
Europa beobachten können, teuer bezahlen werden. Das müssen wir 
zwingend verhindern. Ich hoffe, dass zumindest in diesem Punkt in die-
sem Saal Einigkeit herrscht.  
Die entscheidende Frage, die sich uns stellt, ist: Wie können wir das Ziel 
eines ausgeglichenen Staatshaushalts erreichen? Effizienzsteigerungs-



120 Kantonsrat Schaffhausen 

massnahmen, die beispielsweise durch die Anpassung des Gesetzes 
über die direkten Steuern ermöglicht werden, sind die bestmögliche Al-
ternative, aber sie werden nicht ausreichen. Daher werden wir nicht 
darum herum kommen – und diesbezüglich müssen wir mit den Schaff-
hauserinnen und den Schaffhausern einfach ehrlich sein –, ihnen etwas 
wegnehmen zu müssen, das sie bis heute erhalten haben. Staatliche 
Leistungen müssen angepasst werden, Subventionen müssen gekürzt 
werden. Das wird weh tun, das bestreiten wir nicht. Wegnehmen kann 
man den Einwohnerinnen und Einwohner aber auch etwas, wenn man 
die Steuern erhöht. Steuererhöhungen kommen für unsere Fraktion aber 
ganz klar nicht infrage. Der Grund für die aktuell schwierige finanzielle 
Situation liegt nämlich entgegen den Behauptungen der linken Ratsseite 
nicht an den Steuersenkungen, die in den vergangenen zehn Jahren ge-
macht werden konnten. Vielmehr sind die Steuereinnahmen unseres 
Kantons trotz den Steuersenkungen stetig angestiegen. Leider sind die 
Ausgaben aber noch stärker gewachsen. Unser Kanton hat in den guten 
Jahren etwas Fett angesetzt und dieses müssen wir jetzt mühsam wieder 
abtrainieren. Genau hier soll ESH3 ansetzen. Dieses Sparpaket ist zu-
mindest einmal ein Einstieg in das Trainingsprogramm. Es wird allerdings 
kaum ausreichen, damit unsere Kantonsfinanzen wieder fit werden. Wei-
tere Entlastungen des Staatshaushalts müssen folgen, damit wir unser 
Ziel eines ausgeglichenen Haushalts erreichen und über den notwendi-
gen finanziellen Spielraum verfügen, damit unser Kanton sinnvolle und 
notwendige Investitionen für die Zukunft tätigen kann. Der Regierungsrat 
hat bereits mit dem Budget 2013 erste Massnahmen dieses Entlastungs-
programms umgesetzt; die anderen werden in den kommenden Jahren 
folgen. Somit sind bereits über 60 Prozent der geplanten Einsparungen 
beschlossene Sache.  
Sparen ist unpopulär und der Regierungsrat musste bereits heftige Kritik 
einstecken. Auch wenn wir nicht mit allen Punkten dieses Sparpro-
gramms einverstanden sind und einzelne Korrekturen, wie beispielsweise 
jene im Volksschulbereich, gefordert haben, so ist es im Grossen und 
Ganzen ein gutes Massnahmenpaket. Wir müssen uns also nicht vor-
werfen lassen, dass wir uns keine Gedanken gemacht hätten, was die 
Sparanstrengungen für Folgen haben. Diese sind uns sehr wohl bewusst 
und wir haben sie auch in Betracht gezogen und für jede einzelne Spar-
massnahme evaluiert.  
An der heutigen Sitzung ist nun der Rat gefordert, ebenfalls seinen Teil 
dazu beizutragen und den notwendigen Gesetzesänderungen zuzustim-
men. Natürlich können wir nun bei den einzelnen Massnahmen wieder 
Kritik üben. Bei all dieser Kritik sollten wir aber unser Ziel eines ausgegli-
chenen Staatshaushalts bis spätestens 2016 nicht aus den Augen verlie-
ren. Wer die Massnahmen nur ablehnt, ohne Alternativen aufzuzeigen 
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betreibt eine Verhinderungstaktik. Eine solche wird durch unsere Fraktion 
nicht mitgetragen. 
Unsere Fraktion befürwortet die Anpassung des Gesetzes über die Aus-
richtung von Beiträgen an die Landeskirchen. Die gesellschaftliche Be-
deutung der Landeskirchen, wie dies auch die sinkenden Mitgliederzah-
len eindrücklich zeigen, hat in den letzten Jahrzehnten stark abgenom-
men. Daher ist die von der Regierung vorgeschlagene Kürzung durchaus 
vertretbar. Einigen Mitgliedern unserer Fraktion geht die Kürzung aller-
dings zu wenig weit. Wir werden daher an der entsprechenden Stelle ei-
nen Antrag stellen. Zentral für unsere Fraktion ist der Verzicht auf die In-
dexierung, weil eine solche bei fast keinen Staatsbeiträgen angewendet 
wird. Eine Indexierung wäre demnach eine ungerechtfertigte Privilegie-
rung der Kirchen. Der Anteil des Personalaufwands an den totalen Auf-
wendungen ist bei den Landeskirchen relativ hoch. Im Sinne der Gerech-
tigkeit wäre es nicht korrekt, den Mitarbeitern der Kirchen über den 
Staatsbeitrag einen Teuerungsausgleich zu gewähren und dem eigenen 
Staatspersonal nicht. 
Grossmehrheitlich unterstützt die SVP-JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion 
auch die Anpassung der Beiträge an die Musikschulen. Geschlossen 
unterstützen wir die Änderungen des Schulgesetzes so wie uns diese die 
Spezialkommission vorschlägt. Auf Art. 45a und 47 des Schulgesetz soll 
somit nicht eingetreten und der Vorschlag an die Regierung zurückge-
wiesen werden. Damit wollen wir am bestehenden System nichts ändern 
und die Anzahl der Klassen in der Kantonsschule nicht per Gesetz limitie-
ren. In Ausnahmefällen sollen Klassen mit bis zu 30 Schülerinnen und 
Schülern möglich sein. Diese organisatorische Massnahme kann der Re-
gierungsrat per Dekret festlegen. Sie ist als zusätzliche Massnahme 75 
kostenneutral ins ESH3-Programm aufzunehmen. Der Streichung der 
Bagatellsubventionen für kieferorthopädische Behandlungen in Art. 85 
Abs. 2 des Schulgesetzes stimmt meine Fraktion ebenfalls zu. Es macht 
schlicht und einfach keinen Sinn, für so kleine Auszahlungsbeträge einen 
solch grossen administrativen Aufwand zu betreiben. Ebenfalls zustim-
men wird unsere Fraktion den Änderungen im Justizgesetz sowie denje-
nigen im Gesetz über die direkten Steuern. 
In Bezug auf die Anpassung des Altersbetreuungs- und Pflegegesetzes 
herrscht in unserer Fraktion allerdings Uneinigkeit. Eine Reduktion des 
Kantonsanteils wäre gerechtfertigt, wenn sie tatsächlich zu einer Netto-
entlastung der Gemeinden führen würde. Dem ist aber, wie uns Regie-
rungsrätin Rosmarie Widmer Gysel aufgezeigt hat, nicht so. Daher würde 
eine Anpassung des Kantonsanteils zu einer Mehrbelastung der Ge-
meinden führen, was einige in unserer Fraktion nicht befürworten und zu-
dem nicht für den Sinn des Entlastungsprogramms halten. 
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Rainer Schmidig (EVP): Die ÖBS-EVP-Fraktion hat die ESH3-Vorlage 
mit sehr gemischten Gefühlen diskutiert. Natürlich haben auch wir gese-
hen, dass mit dem Budget 2013 und dem Finanzplan, den uns die Regie-
rung vorgelegt hat, für den Kanton eine finanzpolitisch schwierige Zeit 
eingesetzt hat. Massnahmen zur Erreichung eines ausgeglichenen Bud-
gets sind dringend erforderlich. Uns holt die zu euphorische Politik der 
alles überschattenden Idee der generellen Steuersenkung, in der viele 
das Heil der Kantonsfinanzen sahen, unerbittlich ein. Statt jetzt aber 
grundlegend alle Optionen zu prüfen, setzt die Regierung allein auf einen 
rigiden Sparkurs. Die Tatsache, dass da und dort in mancherlei Hinsicht 
gespart werden kann und soll, dem verschliesst sich unsere Fraktion in 
keiner Art und Weise. Nur sollte man den Schaden, den man durch allzu 
rigide Sparmassnahmen im kleinen Paradies anrichtet, ehrlich gegen den 
Nutzen abwägen. Wenn bei einem reinen Sparkurs der Preis zu hoch und 
die Nachteile für die Bevölkerung zu gravierend werden, muss auch – zu-
sammen mit der Bevölkerung – über eine gezielte und moderate Steuer-
erhöhung nachgedacht werden. 
Unsere Fraktion ist der Ansicht, dass bei einigen der vorgeschlagenen 
Gesetzesänderungen dieser Fall eingetreten ist. So erscheint uns der 
Schaden durch die Kürzungen bei den Beiträgen an die Landeskirchen 
und die Musikschulen gegenüber den erzielten Einsparungen zu gross. 
Bei der Streichung der Beiträge für kieferorthopädische Behandlungen 
sind wir uns nach wie vor nicht sicher, ob sie wirklich zu Einsparungen 
führt, fallen doch dadurch auch die Einnahmen weg. Bei der Alters-
betreuung und der Pflege wirkt sich eine Kürzung der Beiträge sicher auf 
die Gemeindebudgets aus, womit zwar Kosten verschoben, aber nicht 
unbedingt eingespart werden. 
Wir werden zwar auf die Vorlage eintreten, aber in der Detailberatung je 
nach Verlauf der Diskussion Fragen und auch Anträge stellen. 

Christian Heydecker (FDP): Die sieben fetten Jahre für den Kanton 
Schaffhausen sind leider vorbei und wir schauen finanziell schwierigeren 
Jahren entgegen. Über die Gründe dafür ist bereits mehrfach spekuliert 
worden. Meines Erachtens ist der Hauptgrund in der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise zu suchen, aufgrund derer verschiedene Einnahmen des 
Staatshaushalts weggebrochen sind. Diesbezüglich erwähne ich die Er-
träge der Schweizerischen Nationalbank, die Ausfälle bei der direkten 
Bundessteuer und bei der Dividende der Axpo. Die Steuersenkungen 
sind nicht der Grund für die Einnahmenausfälle. Der Sprecher der SVP-
JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion hat zu Recht erwähnt, dass die Steuer-
einnahmen trotz unseren Steuerentlastungen stetig gestiegen sind. Zum 
Sprecher der besagten Fraktion habe ich nur insofern eine kleine Diffe-
renz, als dass ich der Meinung bin, dass nicht ein überproportionales 
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Ausgabenwachstum zur heutigen Situation geführt hat, sondern wegfal-
lende Einnahmen an anderen Stellen. Im Übrigen wurde die bereits 
mehrfach erwähnte Steuerstrategie mit der höchstmöglichen demokrati-
schen Legitimation beschlossen, indem sie entweder einstimmig mittels 
Steuergesetzrevision durch den Rat beschlossen wurden, auch mit den 
Stimmen der SP-JUSO-Fraktion, oder das Volk hat ihr in Abstimmungen 
ausdrücklich zugestimmt. 
Ist der Staatshaushalt aus dem Lot geraten, so gibt es grundsätzlich zwei 
Möglichkeiten, zu reagieren. Entweder erhöhen Sie die Einnahmen, 
sprich die Steuern und die Gebühren. Das kommt im vorliegenden Fall 
aber nicht infrage und wurde bereits erwähnt, da wir dadurch die Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Kantons infrage stellen und die erfolgreiche 
Steuerstrategie ad absurdum führen würden. Oder Sie reduzieren die 
Ausgaben. Eine dritte Möglichkeit wäre noch die Schuldenmacherei, die 
der Präsident der SP-JUSO-Fraktion in der Medienmitteilung vom letzten 
Freitag in den Schaffhauser Nachrichten aufgezeigt hat. Er hat dort die 
Ansicht vertreten, man dürfe auch ruhig einmal rote Zahlen schreiben, 
das sei nicht so schlimm, und schliesslich sei man noch weit weg von 
griechischen Verhältnissen. Interessanterweise sah der Präsident der 
Fass-Beiz-Genossenschaft die Situation einen Tag später ganz anders: 
«Wir können nicht weiter geschäften, wenn das Geld knapp wird.» Der 
eine will also weiter geschäften, obwohl kein Geld vorhanden ist, und der 
andere hört mit dem Geschäften auf, wenn das Geld knapp wird. Woher 
rühren diese unterschiedlichen Auffassungen? Die Erklärung ist denkbar 
einfach: Beim Präsidenten der Fass-Beiz-Genossenschaft ging es um 
das eigene Portemonnaie und beim Präsident der SP-JUSO-Fraktion um 
das fremde Portemonnaie. Insofern ist der Fass-Beiz-Genossenschafts-
präsident in finanzpolitischen Fragen offensichtlich kompetenter und 
glaubwürdiger als der SP-JUSO-Fraktionspräsident. Schulden machen, 
kann keine Lösung sein.  
Somit bleibt uns einzig und allein die Ausgabenreduktion. Auch da haben 
wir grundsätzlich zwei Möglichkeiten: Entweder bauen wir Personal ab 
beziehungsweise erbringen die gleichen Leistungen mit weniger Personal 
oder wir müssen Dienstleistungen abbauen, was unangenehm ist. Der 
Abbau von Dienstleistungen kann entweder über die Kürzung von Sub-
ventionen oder von Beiträgen, sei es an Private oder Gemeinden, passie-
ren. Beides ist nicht sehr populär, tut weh und weckt Widerstand, entwe-
der beim Personal oder bei den Subventionsempfängern. Aber meine 
Damen und Herren: Man kann den Pelz nicht waschen, ohne dass man 
ihn nass macht. Gerade bei den Subventionskürzungen – und darüber 
sprechen wir heute primär –, ist das Wehklagen besonders gross, was 
auch nachvollziehbar ist. Denn man muss jemandem etwas wegnehmen, 
das er bis anhin immer erhalten hat. Es ist normal, dass er sich dagegen 
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wehrt. Zudem werden mit Subventionen in der Regel Tätigkeiten unter-
stützt, die man für besonders wichtig hält, weshalb überhaupt staatliche 
Gelder ausbezahlt werden. Kürzt man daher die Subventionen, ist das 
eigentlich ein Widerspruch in sich und ich kann verstehen, dass in die-
sem Fall der Widerstand besonders gross ist.  
Aber meines Erachtens müssen Subventionskürzungen nicht in die Ka-
tastrophe führen. In diesem Zusammenhang verweise ich auf die interes-
sante Aussage der Leiterin des betroffenen Linden-Forums, wonach sich 
die Institution in diesem Falle nach alternativen Finanzierungsquellen 
umschauen müsse. Genau darum geht es. Wird die staatliche Unterstüt-
zung gekürzt, wird man nämlich plötzlich sehr, sehr kreativ. 
Eine andere Möglichkeit, auf Subventionskürzungen zu reagieren, ist 
Suffizienz, also der Verzicht oder die Einschränkung. Verzicht ist heute 
anscheinend leider ein Fremdwort geworden. Jeder will alles und zwar 
sofort und gratis. Offenbar ist heute jeder, der auf etwas verzichten muss, 
sofort in unerträglicher Weise in seiner Lebensqualität eingeschränkt. 
Diesen Umstand müssten wir meiner Meinung nach auch noch in ganz 
anderen Politikbereichen diskutieren, beispielsweise in der Energiepolitik. 
Denn mir fehlt der Glaube daran, dass unsere Gesellschaft bereit ist, sich 
in Verzicht zu üben. 
Ich komme noch ganz kurz zu den heute zu diskutierenden Gesetzesän-
derungen: Vor allem die Beitragskürzungen an die Landeskirchen und an 
die Musikschulen wurden in unserer Fraktion sehr kontrovers diskutiert. 
Es gilt: Wer diese vorgeschlagenen und beantragten Subventionskürzun-
gen nicht unterstützt, muss ehrlicherweise gleichzeitig sagen, wo der Be-
trag schliesslich eingespart werden soll. Meines Erachtens kann am Ziel, 
einen ausgeglichenen Staatshaushalt herzustellen, nicht gerüttelt werden 
und demnach ist es nicht verhandelbar. In diesem Sinn wird die FDP-JF-
CVP-Fraktion auf die Vorlage eintreten. 

Theresia Derksen (CVP): Der Kanton musste die unterbreiteten steuerli-
chen Entlastungen aufgrund von Steuerausfällen bei den Vermögenser-
trägen und beim Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer sistieren, da 
sie nicht mehr zu verantworten waren. Aber Steuererhöhungen sind zur-
zeit kein Thema, denn unser Kanton steht immer noch solide da und die 
Kennzahlen sind gut, weshalb der Kanton deshalb auch kein Geld aus 
dem Finanzausgleich erhält.  
Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel hat heute gesagt, dass die 
Rechnung 2012 besser als budgetiert ausfallen wird. Trotzdem werden 
wir nicht umhin kommen, bei neuen Investitionen Prioritäten zu setzen. 
Sparen ist angesagt, damit der Staatsaushalt gesund bleibt. Allerdings 
scheint mir, dass bei der vorliegenden ESH3-Vorlage nicht die richtigen 
Prioritäten gesetzt wurden und dass sie zu viele lose Punkte aufweist, 
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insbesondere was die Belastung oder Entlastung der Gemeinden betrifft. 
Durch die Annahme der Prämienverbilligungsinitiative haben die Ge-
meinden keinen Kompensationsspielraum mehr. 
Sparen soll man dort, wo es verantwortbar ist und keinen Schaden an-
richtet. Wer Sparmassnahmen verordnet, sollte sich auch über die Aus-
wirkungen im Klaren sein. Der Bildung kommt aus gesellschaftspoliti-
scher wie auch aus wirtschaftlicher Sicht eine grosse Bedeutung zu. Jede 
Einrichtung unseres Bildungssystems, die Kinder und Jugendliche in ih-
rem ganzen Wesen nachhaltig fördert und fordert, trägt zur bestmögli-
chen Chancengleichheit und zur Attraktivität unserer Wirtschaftsregion 
bei. Dazu gehört auch die Musikschule. Mit der vorgeschlagenen Spar-
übung bei der Musikschule will man die Wichtigkeit der Musik als wert-
volle Lebensschulung nicht anerkennen und bürdet insbesondere den 
mittelständischen Familien eine weitere finanzielle Belastung auf. Haben 
wir nicht schon alle einmal gesagt, dass wir einen familienfreundlichen 
Kanton wollen und bei uns insbesondere Familien gute Rahmenbedin-
gungen vorfinden sollen? 
Sparen heisst nicht kürzen: Die Landeskirchen übernehmen viele Aufga-
ben im sozialen Bereich. Dabei können die Landeskirchen auch auf die 
Unterstützung vieler Freiwilliger zählen, die ihre Arbeit mit viel Engage-
ment und Einsatz leisten, dafür aber keine finanzielle Entschädigung for-
dern. Freiwillig und ehrenamtlich leisten viele Menschen in den Landes-
kirchen wertvolle Arbeit und pflegen ein soziales Miteinander. Sie bieten 
soziale Netze, tragen zur sozialen Sicherheit des Menschen bei, pflegen 
die Solidarität mit den Schwächeren und tragen so nicht nur zur besseren 
Lebensqualität für die Seniorinnen und Senioren bei. Angesichts der de-
mografischen und finanziellen Entwicklungen ist der Staat auf die Hilfe 
von Freiwilligen angewiesen. Man wird aber Mühe haben, Menschen zu 
finden, die ihre Arbeitskraft dem Staat unentgeltlich zur Verfügung stellen. 
Wenn wir also die Landeskirchen schwächen, indem wir ihnen weniger 
Mittel zur Verfügung stellen, wird dies den Staat mittelfristig mehr kosten. 
Zudem wurde mit dem 1985 in Kraft gesetzten Gesetz über die Staats-
beiträge an die drei Landeskirchen eine gesetzlich gebundene 
Staatsausgabe als Unterstützung für die Landeskirchen gesprochen. 
Diese Unterstützung kann meines Erachtens nicht willkürlich vermindert 
werden; eine Änderung wäre nur über eine Gesetzesrevision möglich, der 
neue Verhandlungen zwischen den Partnern Kirche und Staat vorange-
hen müssten. Eine Gesetzesänderung unterliegt aber dem Referendum. 
Die nun vorliegende Vorlage wurde ausgearbeitet, ohne mit den Betroffe-
nen im Vorfeld über die Konsequenzen zu sprechen. Den Sparhebel hat 
man wohl dort angesetzt, wo man bei den Entscheidungsträgern weniger 
Lobbyisten vermutete. Nicht bedacht wurden aber die Konsequenzen der 
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Handlung und dass die reduzierten Mittel für die Landeskirchen schliess-
lich Mehrkosten für den Staat bedeuten. 
Die CVP kann dem Antrag der Regierung für eine Kürzung der finanziel-
len Leistung an die Landeskirchen nicht zustimmen. Wir sind auch gegen 
eine Kürzung der Beiträge an die Musikschule und auch die Anpassung 
des Verteilschlüssels zulasten der Gemeinden im Altersbetreuungs- und 
Pflegegesetz lehnen wir ab. 
Die Vorlage enthält einerseits ungeklärte Punkte und andererseits hat 
sich auch die Ausgangslage wesentlich verändert, weshalb ich hier 
ebenfalls den Antrag stelle, die Vorlage sei an den Regierungsrat zurück-
zuweisen. Werner Bächtold hat dies in seinem Votum bereits angekün-
digt. Die CVP wird ihn unterstützen. 
Gerne verweise ich zum Schluss noch auf die Petition des Komitees für 
Schaffhauser Lebensqualität, die unser Anliegen unterstützt, dass der 
Regierungsrat in seinen Bemühungen um einen ausgeglichenen Finanz-
haushalt nicht einseitig staatliche Leistungen, die der Bevölkerung in ihrer 
ganzen Breite zu gute kommen, abbauen oder mit zusätzlichen Gebüh-
ren belasten soll. Es sind alternative Massnahmen zu prüfen. 

Susi Stühlinger (AL): Ich gebe Ihnen die Fraktionserklärung der AL-
Fraktion bekannt. Leider verfüge ich dabei nicht über die Coolness, die 
Markus Müller vorhin gefordert hat. Im Gegenteil, ich bin empört. 
Der beispiellose Kahlschlag unter dem Deckmantel ESH3 birgt aus Sicht 
der AL-Fraktion nicht nur familien- und sozialpolitische Zumutungen, son-
dern auch eine ganze Reihe von Kuriositäten. So finden sich in den nun-
mehr 74 Sparmassnahmen, die in der Kompetenz der Regierung liegen, 
sehr seltsame Dinge: Zum Beispiel, Werner Bächtold hat es bereits er-
wähnt, die Erhöhung des Bundesbeitrags an die Berufsbildung, die mit 1 
Mio. Franken zu Buche schlägt. Was bitte ist an dieser Mehreinnahme, 
die ohnehin einfach kommt, denn sparen? Oder was hat es mit sparen zu 
tun, wenn man die Einführung der neuen Rechnungslegungsnorm HRM2 
verschiebt und Abschreibungen nicht tätigt? Ein buchhalterisch relevanter 
Kniff, zweifelsohne, aber eine Sparmassnahme? Mitnichten. Oder dann 
jene Massnahmen, die sich wie politischer Voodoo-Beschwörungszauber 
ausnehmen, etwa die Nicht-Budgetierung von Notfallgrabungen; frei nach 
dem Motto, dass nicht sein kann, was nicht sein darf. Gänzlich befremdet 
war ich dann, als ich las, dass der Gebäudeunterhalt jener Anstalt her-
untergeschraubt werden soll, aus der man schon jetzt unter Zuhilfenahme 
eines Stuhlbeins locker hinauskommt. 
All dies stört mich jedoch wenig. Was mich stört – und dies ist eine un-
vollständige Aufzählung –, ist: Das Streichen von Zuschlägen und In-
vestitionsbeiträgen an Behindertenheime und Beschäftigungsstätten oder 
die Reduktion des Kantonsbeitrags an die Integration. Diese Massnah-
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men treffen einmal mehr die Schwächsten der Gesellschaft, frei nach 
dem Motto: «Bei den Behinderten und bei den Ausländerinnen und Aus-
ländern kann man's ja nehmen.» Das gilt übrigens auch für die geplante 
Streichung der Beiträge an die Landeskirchen, auf die ich in der Detailbe-
ratung gerne näher eingehe, und ebenso für die Erhöhung der Gebühren 
im Rahmen der Strafverfahren, die erfahrungsgemäss eher Menschen 
vom Rand denn aus der Mitte der Gesellschaft betreffen wird. Welche 
Kosten jene jungen Menschen später den Sozialwerken verursachen 
werden, nur weil sie den erhöhten Anforderungen ans Berufsvorberei-
tungsjahr nicht genügt haben, will ich gar nicht erst wissen. Es stört mich, 
dass die Entlastung des Staatshaushalts mitunter zulasten derer passiert, 
die ohnehin wenig Perspektiven haben. 
Was mich weiter stört, ist, dass dem angeblich so familienfreundlichen 
Kanton die Grundlagen für eben diese Familienfreundlichkeit entzogen 
werden. Dazu gehören: Die Reduktion der Beiträge an die Musikschulen 
und die Streichung der Beiträge an die Kieferorthopädie; das kurzsichtige 
Streichkonzert bei der Bildung, zum Beispiel bei den Kantonsbeiträgen an 
die Weiterbildungsinstitutionen und die Anhebung der Gebühren bei Be-
rufsbildung und pädagogischer Hochschule und nicht zuletzt die 
Deattraktivierung des öffentlichen Verkehrs mit der Abschaffung der Ta-
riferleichterungen beim FlexTax.  
Die Familienfreundlichkeit, mit der der Kanton so gerne wirbt, opfert man 
nun also mir nichts dir nichts zugunsten der Steuersenkungen der letzen 
Jahre. Diesbezüglich gehe ich mit Christian Heydecker nicht einig. Denn 
meiner Meinung nach kann man nicht davon ausgehen, dass fette Jahre 
auf fette Jahre folgen und mit dieser Logik die Steuern immer weiter ge-
senkt werden können. Dies, während die zweifelhafte Imagekampagne 
«Schaffhausen – Ein kleines Paradies» weiterhin jährlich eine Viertelmil-
lion Franken aus dem Staatstopf erhält, obwohl ihr die Grundlagen für 
ihre Hymnen auf den ach so attraktiven Kanton mit den Sparvorschlägen 
von Regierung und Spezialkommission faktisch entzogen werden. Die 
Viertelmillion, die das kleine Paradies jährlich verschlingt, ist in den über 
3,5 Mio. Franken enthalten, die der Kanton alle Jahre wieder für die Wirt-
schaftsförderung verschleudert. Jene Wirtschaftsförderung, die es fertig 
gebracht hat, Unternehmen anzusiedeln, die sich mit ausgefuchsten Bu-
bentricklein die Steuern ersparen, indem sie flugs einmal eine Firma auf-
kaufen, die so viel Verluste schreibt wie sie selber Gewinn, auf dass dies 
unterm Strich Null ergibt. Das führt dann mitunter zu dem grossen Loch in 
den letzten Jahren, das der ausbleibende Anteil der direkten Bundes-
steuer in die Kantonskasse reisst.  
Aber das braucht uns nicht zu verwundern, wenn man bedenkt, wie der 
Kanton mit der Steuerbefreiung von bis zu zehn Jahren um die Haupt-
sitze internationaler Unternehmen buhlt, die am Ende gelegentlich weder 
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Steuersubstrat noch Arbeitsplätze generieren. Apropos Steuersubstrat: 
Es ist schon ziemlich zynisch, dass die Regierung die Mehreinnahmen 
von 1,5 Mio. Franken, wie sie mit der AL-Reichtumssteuer generiert wer-
den könnten, nicht für nötig hält, ebendiese 1,5 Mio. Franken beim Flex-
Tax zu sparen allerdings schon.  
Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel und Kommissionspräsident 
Markus Müller sprachen von einer ausgewogenen Vorlage. In den regie-
rungsrätlichen Ausführungen ist von Opfersymmetrie die Rede. Ich frage 
Sie: Was bitte ist an dieser Vorlage symmetrisch? Sie trifft einseitig die 
wenig Privilegierten und die mittelständischen Familien, während Vermö-
gende – von der Erhöhung der Gebühren für Baubewilligungen vielleicht 
einmal abgesehen – gänzlich ungeschoren davonkommen. All das macht 
mir den Eindruck, als ob die bürgerliche Regierung trotz aller Not weiter 
ihrer Klientel der Gut- und Bestverdienenden hofieren möchte, anstatt 
sich nur einmal über eine allfällige – und durchaus verkraftbare – Steuer-
erhöhung Gedanken zu machen. Ich gehe mit dem Sprecher der SVP-
JSVP-EDU-SVP-Sen.-Fraktion, Christian Ritzmann, einig, dass wir den 
Bürgern etwas wegnehmen müssen, was wir ihnen zuvor gegeben ha-
ben. Im Gegensatz zu ihm, bin ich aber der Ansicht, dass dies die Steu-
ersenkungen der letzten zehn Jahre sein sollten.  
Obwohl Regierungsrat Reto Dubach früher in dieser Sitzung betonte, 
keine Schwyzer Verhältnisse zu wollen, legt das gegenwärtig doch den 
Verdacht nahe, dass die Regierung nicht beabsichtigt, einen vielfältigen 
und familienfreundlichen Kanton zu gestalten, sondern langfristig viel-
mehr Visionen à la Wollerau hegt, das nur noch von überteuerten Brief-
kästen, nicht aber von Menschen bevölkert wird, womit dann auch die In-
vestitionen ins Gemeinwesen überflüssig würden. 
Fazit: Die Vorlage zur Entlastung des Staatshaushalts beinhaltet nebst 
Pseudo-Massnahmen praktisch nur untragbare Sparvorschläge, die den 
Leistungsabbau und erhöhte Gebühren auf den Buckel der breiten Bevöl-
kerung abwälzen. Sie zielt in erster Linie auf eine Schwächung des Ser-
vice Public ab, um bald möglichst die Steuern weiter senken zu können. 
Die AL-Fraktion wird deshalb nicht auf die Vorlage betreffend Entlastung 
des Staatshaushaltes ESH3 eintreten und den Rückweisungsantrag der 
SP-JUSO-Fraktion unterstützen. 

Walter Hotz (SVP): Regierungsräte sind nicht nur gewählt, um Volksent-
scheide umzusetzen, sondern auch um Mut zu beweisen, unpopuläre 
Massnahmen vorzuschlagen und dann allenfalls umzusetzen. Mit ESH3 
hat der Regierungsrat und allen voran Regierungspräsidentin und Fi-
nanzdirektorin Rosmarie Widmer Gysel, Mut bewiesen. Mut müssen auch 
wir Parlamentarier beweisen, denn wir alle wissen, dass zur Beseitigung 
von Haushaltsdefiziten nur entweder Ausgabenkürzungen und/oder Ein-
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nahmeerhöhungen als Handlungsalternativen zur Verfügung stehen. Um 
diese durchzusetzen, bedarf es unserer politischen Überzeugungskraft, 
weil die davon betroffenen Kreise durch beide Massnahmen belastet 
werden. 
Die Kolleginnen und Kollegen der linken Ratsseite glauben, die Steuern 
seien zu erhöhen. Steuererhöhungen führen zwar zu gewünschten höhe-
ren Steuereinnahmen, reduzieren jedoch auch die verfügbaren Einkom-
men von Privathaushalten oder schmälern die Unternehmensgewinne, 
was wiederum die Gesamtnachfrage dämpft. Meiner Ansicht nach sind 
Ausgabenkürzungen der sinnvollere Weg. Er ist zwar schmerzlicher und 
schwieriger, aber längerfristig sinnvoller und nachhaltiger. 
Der Weg, wie ihn uns die Regierung in ihrem Papier zu ESH3 vorschlägt, 
und die Ergänzungen der Spezialkommission sind richtig. Sie werden je-
doch nicht genügen, um das Ziel der Eigenwirtschaftlichkeit im Jahr 2016 
zu erreichen. Das bedeutet, die Finanzsituation des Kantons so in den 
Griff zu bekommen, dass die Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen 
sind und kein Defizit mehr vorliegt. Dazu benötigen wir viel einschneiden-
dere Massnahmen, unter anderem einen unverzüglichen Personalstopp. 

Erich Gysel (SVP): Meine erste Vorbemerkung: Ich bin enttäuscht, dass 
die Debatte zu ESH3 nicht bereits vor der Budgetberatung stattfand. In 
diesem Zusammenhang hat der Kantonsrat am falschen Ort gespart, 
nämlich bei seiner Leistung und der Effizienz.  
Zweitens: Im Vorfeld der heutigen Debatte habe ich nur gehört, wo wir 
nicht sparen dürfen. Das kann so nicht aufgehen. Uns allen geht es gut; 
viel besser als den meisten auf diesem Planeten. Wir haben alle zu es-
sen, ein Dach über dem Kopf und etwas anzuziehen. Und doch kommt es 
mir manchmal so vor, als würden wir mit offenen Augen vor einem über-
vollen Kleiderschrank stehen und rufen: «Schatz, ich habe nichts anzu-
ziehen.» 
Letzte Vorbemerkung: Die Lebensqualität, die nun schon einige Male er-
wähnt wurde, nervt mich. Wenn der andere für meine Lebensqualität 
zahlen soll, ist das eine egoistische Forderung. Erst recht, wenn der Staat 
dafür aufkommen soll, obwohl er kein Geld hat. Was soll das? Ohne dass 
wir bei unseren Forderungen, unseren Wünschen und den Dienstleistun-
gen, die wir so selbstverständlich erwarten, sparen, geht es nicht. Wir 
müssen uns mit weniger zufrieden geben und zusammen abspecken. Ich 
begreife immer noch nicht, weshalb wir angesichts einer Minusteuerung 
die Löhne des kantonalen Personals angehoben haben. Wir könnten 
auch weniger Kleine Anfragen einreichen. Dann würden wir auch im Klei-
nen sparen und müssten uns andere Ideen überlegen, um 2016 wieder-
gewählt zu werden.  
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Als Rebbauer habe ich gelernt, dass sparen zwar gut ist, aber nicht zu-
erst bei den Investitionen. Wer nicht investiert, hat längerfristig keine Zu-
kunft. Vielmehr müssen durch Effizienzsteigerung Kosten gespart wer-
den, um investieren zu können. Das ist meine Überlegung. Wir müssen 
den Hebel noch stärker ansetzen und abspecken. Die Gesellschaft leidet 
ja bekanntlich an Übergewicht. Wir müssen Spielraum für Investitionen 
schaffen; Investitionen für unsere Kinder und unsere Zukunft.  
Hier und heute geht es um die Investitionen im Bereich Musik, nicht in 
erster Linie in Chöre, Musikvereine und Profiorchester, das ist für mich 
Kultur, sondern um Investitionen in unsere Kinder, in unsere Zukunft. Es 
geht um die musikalische Grundausbildung, das Singen und das Erlernen 
eines Instruments. Wenn ein Kind während der Pubertät ein Instrument 
lernt, regelmässig übt und mit anderen zusammen musiziert, so ist das 
Risiko, dass dieses Kind auf die schiefe Bahn gerät, viel geringer. Es er-
staunt mich, dass diese weltweite Studie nicht mehr in Ihren Köpfen ist. 
Bei Schulkindern, die regelmässig singen oder musizieren, ist die Lern-
freudigkeit, der Lernwillen und letztlich der Lernerfolg in der Schule, sogar 
mit weniger Lektionen, grösser. Konzentration, Durchhaltewillen, Freude, 
gute Atmosphäre und eine ausgeglichene Persönlichkeit – all das wird 
durch die Musik gefördert. Es gibt nur wenige Ausnahmen, die sich ohne 
jegliche Musikalität zu hochbegabten Menschen entwickelt haben. 
Ich bitte Sie, stärker zu sparen, aber nicht bei den Investitionen in unsere 
Kinder, nicht im Bereich der Musikschulen und schon gar nicht bei sozial 
Schwächeren. Achten wir aber auch in den Musikschulen darauf, dass 
die Professionalität nicht aus Abschlüssen, Kitteln und höheren Salären 
besteht und vorgeschrieben wird. Laien können, obwohl sie günstiger 
sind, besser sein. 
Noch das Schlusswort (singend): Stimmt alle mit ein und stimmt mit mir 
Nein! Musik und das Lied vertreibt Sorgen – auch die finanziellen. Stimmt 
alle mit ein und stimmt mit mir Nein! Harmonischer wird's dann schon 
morgen. 

Iren Eichenberger (ÖBS): Haben Sie sich schon einmal überlegt, wie es 
für Ihren Hund ist, wenn Sie den Kühlschrank öffnen, um daraus seine 
Wurst zu holen? Dann sind Sie der mächtigste Mann oder die mächtigste 
Frau der Welt.  
Genau so mächtig verhält sich die Regierung gegenüber ihren Partnern. 
Sie tut es sogar dort, wo sie nicht nur ein Verhältnis auf Treu und Glau-
ben hat wie Mensch und Hund, sondern eine gesetzliche Verpflichtung, 
die dingfeste Güter und Leistungen des Partners abgilt. Wenn die Musik-
schule, das Linden-Forum und die Kirche ihren Auftrag mangels Finan-
zierung nicht mehr wahrnehmen können, geht gleichzeitig ein Vielfaches 
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an Förderung, Begleitung, Integration, und Gemeinschaftsbildung verlo-
ren. 
Christian Heydecker, wenn die Habenden den Verlierern erklären, dass 
jetzt Suffizienz am Platz sei, dann ist das zynisch, denn das bedeutet, 
Wasser zu predigen, aber schliesslich Wein zu trinken. 
Die Kirche kann ihre Jugend-, Alters- und Sozialarbeit nicht fortsetzen 
und muss zudem alle ihre Unterstützung an Gesundheits-, Beratungs- 
und Bildungsorganisationen einstellen, die bereits durch die Massnah-
men der Regierung in eigener Kompetenz massiv geschröpft werden. 
Dabei hat die Kirche mehrfach auch Aufgaben unterstützt, die Auftrag 
des Staats sind. Dasselbe gilt für den Präventionsbereich, in dem Nicht-
wissen, Fehlwissen und Gleichgültigkeit um sich greifen, sobald Institu-
tionen und Massnahmen fehlen. Unsere Gesellschaft entwickelt zudem 
laufend neue Verhaltensweisen, neue Trends, Gefahren und Exzesse, 
mit denen der Einzelne gefordert ist. Sie können sich dann beklagen, 
wenn Jugendliche herumhängen, aus dem Rahmen fallen oder verzwei-
feln, weil ihnen niemand eine Perspektive gibt. Das Gleiche gilt für die 
Senioren und die Randgruppen. 
Meister des Kühlschranks ist die Regierung auch, wenn sie nun kurz 
nach der Revision des Altersbetreuungs- und Pflegegesetzes erklärt, die 
ursprünglich als fair ausgehandelte Finanzverantwortung zwischen Kan-
ton und Gemeinden sei sehr wohl zugunsten des Kantons veränderbar. 
Auch wenn jetzt die Finanzdirektorin erläutert hat, dass die Zusatzbelas-
tung dank eines vergessenen Betrags nicht so krass ausfällt, sind die 
Folgen doch erheblich. Das, sehr geehrte Damen und Herren Regie-
rungsräte, fördert das Vertrauen in keiner Weise. 
Selbst in der eigenen Verwaltung überschreitet die Regierung die 
Schmerzgrenze. Mögen Sie es, wenn Ihre Lasagne wiehert? Das kanto-
nale Labor kontrolliert Lebensmittelproduzenten und Gaststätten – mit 
erschreckendem Erfolg. Oder wollen Sie auf die Experten-Mitarbeit des 
kantonalen Labors im Endlagerverfahren verzichten? Wir täten uns mit 
dem massiven Stellenabbau – es geht um 308'000 Franken – einen 
schlechten Dienst. 
Es gibt nur einen ehrlichen Weg aus dem Schlamassel: die solide Finan-
zierung des Kantonsbudgets aus verlässlichen, wiederkehrenden Steuer-
zahlungen aller. Wir müssen nicht auf die Reichen, nicht auf die Bonzen 
– was diskriminierend und rassistisch ist –, und nicht auf andere Ziel-
gruppen los. Die ÖBS behält sich je nach Ausgang der Diskussion über 
ESH3 den Schritt zur Lancierung einer Initiative zur allgemeinen Anhe-
bung des Steuerfusses vor. 
Christian Ritzmann, wenn ESH3 das Trainingsprogramm ist, wollen Sie in 
diesem Fall das ganze Volk mit ESH4 oder ESH5 an den «Ironman» 
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schicken? Wir sind für den Volksmarsch, wo jede und jeder seinen Steu-
eranteil verträglich erhöht. Beim Volksmarsch wackelt jeder mit. 

Jürg Tanner (SP): Ich spreche heute ausnahmsweise vor allem meinen 
Vorredner Christian Heydecker an. Im Verlauf der bisherigen Debatte 
habe ich noch etwas Lustiges in den alten Ratsprotokollen gefunden. 
Er und ich sind schon lange in diesem Rat und wir erinnern uns beide an 
das Sparpaket ESH2. In diesem Zusammenhang hat er damals als Vize-
Kommissionspräsident zu den kieferorthopädischen Behandlungen ge-
sagt, dass man auf diese Sparmassnahme verzichte, da nicht sicher sei, 
ob man damit tatsächlich 100'000 Franken einsparen könne. Anschei-
nend hat er nun seine Meinung geändert. Damit möchte ich Ihnen ledig-
lich vor Augen führen, dass wir bereits im Rahmen von ESH2, also 2003, 
teilweise die exakt gleichen Massnahmen schon einmal besprochen und 
zum Teil auch verworfen haben. So lange ist das noch nicht her. 
Es ist richtig, dass die linke Ratsseite und auch ich die Steuersenkungs-
strategie der Regierung in der Vergangenheit immer mitgetragen haben. 
Damals war auch die Wirtschaftslage gut, weshalb wir der Ansicht waren, 
dass man die Steuern durchaus ein wenig senken kann. Wir haben uns 
aber auch auf den Standpunkt gestellt, und die Bürgerlichen und die Re-
gierung haben dem nie widersprochen, dass, wenn sich die Wirtschafts-
lage verschlechtert, wir uns allenfalls überlegen müssten, die Steuern 
wieder zu erhöhen beziehungsweise einzelne Massnahmen wieder rück-
gängig zu machen. Dies, weil wir nicht mehr generell am Steuerfuss her-
umschrauben, sondern mit gezielten Massnahmen versucht haben, ge-
wisse Gruppen zu entlasten, bei denen die Differenz zu den Nachbar-
kantonen relativ gross war. 
Nun hat sich das Blatt aber gewendet. Betrachten wir die Vorlage und die 
darin enthaltene Verordnungsänderung und die entsprechenden Mass-
nahmen, so sind das deren zehn. Wissen Sie, Christian Heydecker, wie 
viel Mal das Wort «Gebührenerhöhung» vorkommt? Genau in sieben 
Massnahmen kommt das Wort «Gebührenerhöhung» vor. Interessanter-
weise sagt die Partei, die sich sonst immer lautstark gegen jegliche Ge-
bührenerhöhungen wehrt, dazu nichts. Genau diese Partei stellt zwei Re-
gierungsräte. Sässen vier Sozialdemokraten in der Regierung, enthielte 
das Entlastungspaket keine Gebührenerhöhungen. Man kann dem Bür-
ger nicht immer weismachen, dass man gegen die Erhöhung von Gebüh-
ren sei, wenn man in Tat und Wahrheit eigentlich eine «Gebührenerhö-
her-Partei» ist. 
Die Kürzung der Beiträge an die Landeskirchen hat auch mich erschüt-
tert. Sie stellen sich auf den Standpunkt, dass sich die Kirchen nun an-
dere Geldquellen erschliessen sollten. Soll sich die Steigkirche inskünftig 
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Clientis-Arena nennen? Ich glaube, das ist nicht realistisch. Die Kirche 
kann sich nicht sponsoren lassen. 
Erich Gysel, Sie haben schön gesungen. Ich bin neugierig, was Sie dann 
sagen, wenn man einmal darüber berät, ob das Blauburgunderland auch 
kein Geld mehr vom Kanton bekommen soll. Auf Ihren Gesang in diesem 
Zusammenhang bin ich gespannt. Als Rebbauer ist es einfach zu sagen, 
man müsse sparen, wenn gerade im eigenen Bereich die Subventionen 
und die staatliche Unterstützung üppig ausfallen.  
Wenn ich verfolge, wie sich die Regierung verhält, so spüre ich etwas wie 
Verzweiflung heraus. Denn eigentlich ist ihr klar, dass sie mit diesen 
Massnahmen den Staatshaushalt nicht ins Lot bringen kann. Meiner Mei-
nung nach ist ihr auch bewusst, dass es am vernünftigsten wäre, wenn 
man bei den Steuereinnahmen eine Korrektur anbringen würde. Dass 
das aber anscheinend nicht sein darf, mutet fast schon religiös an. Offen-
bar darf man alles tun – man darf rudern und auch fast ertrinken –, aber 
das Naheliegendste, auf die Steuern Einfluss zu nehmen, darf man nicht.  
Das führt dazu, dass die Regierung krass wortbrüchig wird. Beispiels-
weise gilt die Abmachung mit den Lehrern bereits ein halbes Jahr später 
nicht mehr. Dieses nicht an Vereinbarungen halten, ist völlig unschweize-
risch. So etwas habe ich in meiner ganzen Politkarriere noch nie erlebt. 
Ich bin erschüttert. Dieses Verhalten zeigt sich auch im Umgang mit der 
AL-Initiative, die man für ungültig erklären will, obwohl dabei nur ein tech-
nisches Detail übersehen wurde. Daraus spricht die Verzweiflung und 
damit hat Demokratie und Vernunft wenig zu tun. Damit will ich nicht sa-
gen, die Regierung sei nicht vernünftig, aber in dieser Frage scheint mir 
die Vernunft ausgeschaltet worden zu sein. 

Peter Neukomm (SP): Ich möchte mich lediglich zu einem Teilaspekt der 
Vorlage äussern, der in der Eintretensdebatte bereits mehrfach erwähnt 
wurde. Es geht mir dabei um die Vorgabe, die sich der Regierungsrat in 
der Vorlage selbst auferlegt hat, dass aus ESH3 keine Mehrbelastung für 
die Gemeinden entstehen dürfe. Heute haben wir gehört, dass sich der 
Regierungsrat von dieser Prämisse verabschiedet hat. Das ist zumindest 
ehrlich. Denn es ist relativ schnell klar geworden, dass die Vorgabe gar 
nicht eingehalten werden kann. Ich werde mich dafür einsetzen, dass 
diese Prämisse weitestgehend eingehalten werden kann. 
Der Stadtrat hat in seiner Antwort auf die Kleine Anfrage Jung/Schlatter 
vom 11. September 2012 aufgezeigt, welche in der Vorlage enthaltenen 
Massnahmen Auswirkungen auf die Gemeinden haben. Davon existieren 
diverse, die in den Gemeinden zu Mehrkosten führen werden. Eine Zu-
sammenstellung derselbigen liegt vor. Als Stadtrat bin ich der Bevölke-
rung gegenüber verpflichtet, dafür zu sorgen, dass nicht einfach Kosten 
verschoben werden. 
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In diesem Zusammenhang findet sich ein Punkt der Vorlage, der diesbe-
züglich quer in der Landschaft steht und zu massiven Mehrausgaben in 
den Gemeinden führen wird. Dabei handelt es sich um die Veränderung 
des Kostenteilers bei der Altersbetreuung. Ich kündige Ihnen bereits jetzt 
an, dass ich mich vehement gegen diese Lastenverschiebung wehren 
werde. Denn genau in diesem Bereich sind die Kostensteigerungen am 
grössten; der Regierungsrat weiss das. Die Finanzen der Gemeinden 
sind zurzeit bereits stark angespannt und die finanziellen Perspektiven 
sind überhaupt nicht rosig. Solche massive Mehrbelastungen können die 
Gemeinden schlicht nicht verkraften. 
An dieser Stelle möchte ich noch etwas zum Angriff von Christian 
Heydecker auf Werner Bächtold bemerken. Es ist bekannt, dass Christian 
Heydecker die Initiative «Steuern runter» der Jungfreisinnigen unterstützt. 
Diesbezüglich frage ich mich, welcher Unternehmer im Hinblick auf dro-
hende Ausfälle die Einnahmen drastisch herunterschrauben würde. Mei-
ner Meinung nach wäre das ein Unternehmer, der seine Firma an die 
Wand fahren will.  
Angesichts der düsteren Finanzperspektiven nicht nur für den Kanton, 
sondern auch für die Gemeinden, verstehe ich nicht, weshalb man nicht 
bereit ist, gewisse Strategien – zumindest vorübergehend –, den Reali-
täten anzupassen. Gerne zitiere ich Ihnen Art. 81 des Gemeindegeset-
zes. Hierbei handelt es sich um eine Vorgabe des Kantons an die Ge-
meinden: «Der Gemeindesteuerfuss wird so angesetzt, dass er die Lau-
fende Rechnung mittelfristig ausgleicht.» Es stellt sich die Frage, was der 
Gesetzgeber damit bezwecken wollte. Wollte er damit zum Ausdruck 
bringen, dass unabhängig von der finanziellen Situation der Gemeinden 
der Steuerfuss nur eine Einbahnstrasse nach unten ist? Das wollte er si-
cher nicht. Das begreift jeder, der diesen Text liest. Vielmehr wollte er 
damit sagen, dass bei schlechten Finanzperspektiven nicht nur Leis-
tungskürzungen und Beitragskürzungen als Instrumente zu nutzen sind, 
sondern auch der Steuerfuss in die Erwägungen miteinbezogen wird. 
Auch wenn Sie es nicht hören wollen: Die Attraktivität unseres Kantons 
und unserer Gemeinden gründet nicht nur auf der Höhe des Steuerfus-
ses. Der Steuerfuss war nur ein Bestandteil der Strategie, die wir in den 
letzten Jahren erfolgreich verfolgt haben. Deshalb sollte man diesbezüg-
lich etwas pragmatischer sein. 
Der Kanton St. Gallen, der übrigens die gleiche Steuerstrategie wie wir 
verfolgt, hat es vorgemacht. Aufgrund der momentanen Situation wurde 
eine gewisse Opfersymmetrie in Erwägung gezogen, weshalb der 
Staatshaushalt nicht nur über Leistungs- und Beitragskürzungen, sondern 
auch durch gewisse Steuererhöhungen saniert werden soll. Dadurch 
konnte er sein Massnahmenpaket viel breiter abstützen und stiess damit 
auf mehr Akzeptanz bei der Bevölkerung, als es das unsrige tut. 



 Protokoll der 4. Sitzung vom 18. Februar 2013 135 

Till Aders (AL): Ich freue mich, dass auch ich einige Worte zum vorlie-
genden Sparpaket, das den klingenden Namen «ESH3» trägt, sagen 
darf. Die bisherige «Frieden-Freude-Eierkuchen-Stimmung» hat mich 
schockiert. Deshalb werde ich, auch auf die Gefahr hin Wind zu säen, 
mein Votum, so wie ich es vorbereitet habe, halten. 
Mich schockieren an diesem Programm die rigorosen Sparmassnahmen 
im Bildungsbereich. Dabei handelt es sich nicht mehr nur um einen Kahl-
schlag, meine Damen und Herren, sondern um eine Brandrodung. Sie, 
meine Damen und Herren Vertreterinnen und Vertreter der rechten Par-
teien haben dieses Sparprogramm und die damit einhergehende langfris-
tige und nachhaltige Schädigung unseres Bildungsbereichs zu verant-
worten. Es ist, und wie wir nicht erst seit dem Votum von Jürg Tanner 
wissen, auch die Schuld der linken Kräfte in diesem Rat, dass der Kanton 
rote Zahlen schreibt. Viel zu grosszügig wurde hier drin mit der Bonzen-
klientel umgegangen. Viel zu lange haben Sie ihr hofiert und Geschenke 
verteilt. Und wie Ihren Gesichtern und Wortmeldungen zu entnehmen ist, 
schert es Sie nicht, dass nun die Schülerinnen und Schüler, die Studen-
tinnen und Studenten und die Lehrlinge die Zeche für die verfehlte Steu-
erpolitik bezahlen müssen.  
Es stimmt mich ehrlich gesagt ziemlich nachdenklich, wie Sie mit der Zu-
kunft unseres Kantons umspringen. Sämtliche Massnahmen, die junge 
Familien mit Kindern in unseren Kanton locken sollen, und die von der 
Wirtschaftsförderung unter dem Label «Kleines Paradies» propagiert 
werden, können Sie in die Tonne treten. Aber daran wurde wohl keine 
Sekunde gedacht. Doch genau das angesprochene Zielpublikum interes-
siert sich, und das belegen etliche Studien, nur am Rande für die Höhe 
des Steuerfusses. Viel zentraler ist, neben vielem anderen, ein intaktes 
Bildungssystem, das nicht über Gebühren derjenigen, die es beanspru-
chen, finanziert wird.  
Sie laufen nur noch den Reichen hinterher. Sie haben nicht den Willen 
und die Macht, eine Politik zu betreiben, die diesen Kanton und seine Be-
völkerung weiterbringt. Dank Ihrer Politik steht der Kanton vor dem finan-
ziellen Abgrund. Und wenn dieses Sparprogramm so durchkommt, wer-
den Sie morgen stolz verkünden können: «Heute sind wir einen grossen 
Schritt weiter.» 
Sie sprechen in diesem Papier von Opfersymmetrie. Darüber würde ich, 
meine Damen und Herren, gerne lachen, wenn ich nur könnte. Bitte er-
klären Sie diese Opfersymmetrie einmal der Bevölkerung unseres Kan-
tons. Die Massnahmen treffen, abgesehen von einigen wenigen, nur ge-
rade diejenigen, die sowieso schon wenig haben. Sie treffen diejenigen, 
die sich nicht wehren können. Und Sie, meine verehrten Damen und Her-
ren Regierungsräte, Kommissionsmitglieder und Ratskollegen haben dies 
zu verantworten und den Betroffenen zu erklären. Ich verlange von Ihnen, 
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dass Sie, wenn Sie heute diesen Saal verlassen, nach draussen gehen, 
den Familien, den Schülerinnen und Schülern, den Studierenden und den 
Lehrlingen die Opfersymmetrie dieses Sparpakets in aller Deutlichkeit 
erklären. Ich kann Ihnen versichern, die Bevölkerung wird die Opfersym-
metrie erst begreifen und akzeptieren, wenn Sie ihr auch erklärt haben, 
welchen Anteil die Reichen, die über viele Jahre von Ihrer Bonzen-Politik 
profitiert haben, zum Sparprogramm leisten. Ich beneide Sie nicht, diese 
Aufgabe zu übernehmen. Ich wünsche Ihnen aber bei Ihren Erklärungen 
ein geschicktes Händchen, viel Mut und auch viel Vergnügen. Sie verste-
hen schon, was ich meine, wenn ich Ihnen sage, dass Sie nicht verges-
sen sollten, dass Ihnen das Volk nicht alles glaubt. 
Nun komme ich zu den Sparmassnahmen im Bildungsbereich: Sie wollen 
Sonderschulplätze, Beiträge an Weiterbildungsinstitutionen und ein zu-
sätzliches Fächerangebot an der Kanti streichen, die Beiträge an die 
Sprachaufenthalte der Pädagogischen Hochschule kürzen, die Schul- 
und Studiengelder im Berufsbildungswesen erhöhen und die Klassen-
grössen der Kanti anheben. Ich verlange von Ihnen, dass Sie mir die 
Frage beantworten, ob das tatsächlich Ihr Ernst ist. Falls dem so sein 
sollte, wovon ich nach den vorangegangenen Voten ausgehen muss, 
verlange ich von Ihnen, dass Sie das in aller Deutlichkeit bestätigen und 
dass Sie mir ebenfalls bestätigen, dass Sie sich der Konsequenzen be-
wusst sind. 
Wenn Sie heute beschliessen, die Aufnahmebedingungen für das Be-
rufsvorbereitungsjahr, landläufig auch als vierte Sek oder Real bezeich-
net, anzuheben, zünden Sie damit eine soziale Zeitbombe. Eine vierte 
Sek oder Real machen diejenigen, die auf dem Arbeitsmarkt keine Lehr-
stelle gefunden haben. Schon heute müssen diese Schülerinnen und 
Schüler gute Noten vorweisen. Nicht selten müssen sie mit der Schule 
einen Vertrag aushandeln, um überhaupt von diesem Angebot profitieren 
zu können. Diejenigen, die diese Bedingungen heute erfüllen, gehören 
bereits zu den besseren Schülern. Wenn sie nun diese Bedingungen ver-
schärfen, führt das einzig und allein dazu, dass noch mehr Schwächere 
nach der obligatorischen Schule vor dem Nichts stehen. Sie verkleinern 
und durchlöchern mutwillig das letzte Auffangnetz unseres Bildungssys-
tems. Wenn Sie eins und eins zusammenzählen können, merken Sie 
bald, wo diese Schülerinnen und Schüler, die durch die von Ihnen ver-
grösserten Maschen dieses Netzes durchfallen, landen. Sie landen ohne 
Ausbildung auf der Strasse. Sie von da wieder wegzubringen, sprich zu 
resozialisieren und in den Arbeitsmarkt einzubinden, wird den Kanton um 
einiges teurer zu stehen kommen, als die 165'000 Franken, die der Kan-
ton dadurch jährlich sparen will. Wenn Sie einen Funken Verantwor-
tungsbewusstsein in sich tragen, lehnen Sie diese Massnahme ab. 
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Weiter ist dem vorliegenden Papier zu entnehmen, dass in der Kanti nur 
noch neun statt zehn Klassen geführt werden sollen. Diese Massnahme 
wurde zwar gestrichen. Dafür soll an der Kanti die Klassengrösse auf bis 
zu 30 Schülerinnen und Schüler angehoben werden können. Damit ist ein 
Unterricht nicht mehr möglich. Alle hier drin wissen, dass damit die Qua-
lität des Schulunterrichts nicht mehr zu gewährleisten ist. Alle hier drin 
wissen, dass die Qualität des Schulunterrichts stark von der Grösse der 
Klasse abhängig ist. Ich selbst durfte in der Kanti in der Probezeit in einer 
Klasse mit 26 Mitschülerinnen und Mitschülern antreten. Glauben Sie mir, 
das ist für die Lehrperson, für die ich mich damals zugegebenermassen 
noch nicht sehr interessierte, aber auch für die Schülerinnen und Schüler 
keine Atmosphäre, in der man sich entspannt auf den zu lernenden und 
zu lehrenden Stoff konzentrieren kann. Es war dann auch so, dass in un-
serer Klasse fünf oder sechs Schüler nach der Probezeit nicht mehr in 
der Klasse waren, damit die Grösse der Klasse wieder auf ein erträgli-
ches Mass von etwa 20 Schülerinnen gesenkt werden konnte. In den an-
deren kleineren Klassen, war die Durchfallquote deutlich tiefer. Darüber, 
was Ursache und was Wirkung dieses Prozesses war, will ich nicht spe-
kulieren. Klar ist aber, mit 30 pubertierenden Teenies in einer Klasse 
kann man niemanden auf die Universität vorbereiten. Und wenn man 
dann einfach den Numerus Clausus über die Hintertür der Klassengrösse 
einführt, ist das auch nicht ehrlich. 
Ein weiteres Prachtstück dieser Sparvorlage ist die Senkung der Beiträge 
an den Fremdsprachenaufenthalt der Studierenden der Pädagogischen 
Hochschule. Einmal mehr müssen diejenigen, die kaum Geld haben, um 
ihren Lebensunterhalt zu finanzieren –ich kenne Leute, die an der Päda-
gogischen Hochschule studieren und sich das Studium mit Nebenjobs 
finanzieren müssen –, ein weiteres Mal tiefer in die Tasche greifen. Zu 
berücksichtigen ist, dass dieser Fremdsprachenaufenthalt nicht etwa den 
Besuch einer Sprachschule beinhaltet, sondern dass es sich dabei im 
Wesentlichen um ein Arbeitspraktikum handelt. Das heisst, die Studenten 
gehen ins Ausland, um dort billige Arbeit zu verrichten. 
Das gleiche Schema ist bei der Erhöhung der Schul- und Studiengelder 
im Berufsbildungswesen zu erkennen. Sie wollen allen Ernstes die Kan-
tonsfinanzen sanieren, indem Sie die Lehrlinge für ihre Ausbildung stär-
ker zur Kasse bitten. Die Finanzierung der Ausbildung von Schülerinnen 
und Schülern und von Lehrlingen ist in meinen Augen nach wie vor eine 
zentrale Aufgabe des Staats und darf nicht auf diejenigen abgewälzt wer-
den, die sie beanspruchen. Die angesprochene Sparmassnahme, sprich 
die Steigerung der Einnahmen durch Gebühren im Lehrlingsausbildungs-
bereich, ist ein Affront all jenen gegenüber, die in Zukunft hier in unserem 
Kanton arbeiten und Steuern zahlen werden. 
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Die AL beantragt Ihnen, unter anderem aus den genannten Gründen, auf 
den Bericht und Antrag des Regierungsrats nicht einzutreten. Sollten Sie 
sich dennoch anders entscheiden, kann ich Ihnen versichern, dass sich 
die AL mit allem, was in Ihrer Macht steht, und glauben Sie mir, das ist 
nicht wenig, gegen diese Vorlage wehren wird. Wir von der AL werden 
diese rechtsbürgerliche Konsenssauce, die in diesem Rat seit Jahr und 
Tag gekocht wird, deftig salzen und kräftig umrühren. Eins ist nämlich 
klar: Dieses Sparpaket bringt Schaden und keinen Nutzen. Deshalb ge-
hört es versenkt; versenkt in die Papierkörbe der Urheber und in den Ar-
chivschränken der Archivare. 

Heinz Rether (ÖBS): Die Verbissenheit, mit der diese Diskussion heute 
geführt wird, erinnert mich stark an die Diskussionen über die Ostereier-
vorlage «sh.auf», über die Schulleitungen und auch an einige weitere. 
70 bis 80 Prozent dieser Vorlage gingen problemlos und ohne Wider-
spruch durch diesen Rat, wenn es uns gelingen würde, der Vorlage die 
Zähne zu ziehen. 
In den goldenen Jahren nach der Jahrtausendwende hat die ÖBS-EVP-
Fraktion oft die bürgerliche Stossrichtung oder eine abgeschwächte Va-
riante davon mitgetragen, wenn es um Steuererleichterungen gegangen 
ist. Wir haben uns häufig an die Regierungsmeinung gehalten. 
Ohne die Wahrheit zu verdrehen, können wir von uns sagen, dass wir in 
finanziell florierenden Zeiten immer bereit waren, den Steuerzahlern nicht 
unnötig Geld aus der Tasche zu ziehen, sondern die moderaten Schritte 
hin zu weniger Steuerbelastung meist unterstützt haben. 
Wir haben stets das vorsichtige Vorgehen hinsichtlich des fragilen 
Gleichgewichts zwischen Einnahmen und Ausgaben gegenüber politisch-
ideologisch motivierten Monsterschritten bevorzugt. Auch im Hinblick auf 
Einsparungen boten wir, wo dies verkraftbar und nachvollziehbar nötig 
war, stets Hand. 
Andererseits war es uns aber immer ein zentrales Anliegen, ein ausgegli-
chenes, qualitativ hochstehendes und vielfältiges Angebot für die Schaff-
hauserinnen und Schaffhauser zu erhalten und dies nicht einem blinden 
Steuer- oder Sparwettbewerb zu opfern. 
Wenn wir dieser Tage über die Steuersenkungsinitiative der Jungfreisin-
nigen abstimmen, so ist es anlässlich der vorliegenden Sparvorschläge 
und der anliegenden Herausforderungen legitim, herauszufinden, wie 
sich die Schaffhauser Bevölkerung zu einer Steuererhöhung stellen 
würde. Je nachdem, wie die Diskussion zu diesem Traktandum verläuft, 
kann ich Ihnen versichern, dass wir das herausfinden werden.  
Dazu nur zwei Pressemeldungen: 31. Dezember 2012: Kaum hat der 
Kanton St. Gallen die Steuern erhöht, steht eine weitere Steuererhöhung 
zur Debatte. Weil dem Kanton in den nächsten Jahren zwischen 200 und 
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300 Mio. Franken fehlen werden, sollen Gutbetuchte tiefer in die Taschen 
greifen. Darüber wird im Kanton St. Gallen diskutiert. Wir diskutieren das 
nicht einmal oder zumindest nicht ernsthaft. 16. Dezember 2012: Nach 
zwei Steuersenkungen in Folge steigen in der Stadt Luzern die Steuern 
um 3 Prozent. Die Stadt Luzern lässt sich gut mit dem Kanton Schaffhau-
sen vergleichen. Das Ja der Luzerner Stimmberechtigten zum Budget 
2013 macht ein vom Stadtrat angedrohtes Sparprogramm überflüssig. 
Ein dermassen einschneidender Abbau, wie er mit ESH3 bei den Kir-
chen, den Musikschule, dem Linden-Forum und so weiter geplant ist, hat 
unserer Meinung nach nichts mit Sparen im eigentlichen Sinn zu tun, 
sondern ist ein eklatanter, blinder Abbau. Sparen sollte man dort, wo ein 
erkennbares Überangebot oder eine Überkapazität vorhanden ist und 
nicht dort, wo man etwas nachhaltig zerstört. In keinem der erwähnten 
Bereiche ist dies der Fall. Im Gegenteil: Bei den Musikschulen und beim 
Linden-Forum handelt es sich um bewährte, nachhaltige Angebote, die 
beim Wegfall der Unterstützungsgelder mit Sicherheit die Konsequenzen 
existenziell spüren würden. 
Besonders die Kolleginnen und Kollegen von der bürgerlichen Seite be-
tonen immer wieder die Existenz von Wasserköpfen beziehungsweise 
von unnötigen Positionen. Wo sind denn diese Wasserköpfe und unnöti-
gen Positionen? Sie hatten jetzt ausreichend Zeit und Möglichkeit, diese 
im Rahmen von ESH3 zu eliminieren. 
Ihre Regierungsräte hätten Sie entsprechend vorbereiten und Ihre Ver-
treter hätten in der Kommission entsprechende Anträge stellen können. 
Sie hätten die Vorschläge aus den Departementen durchfilzen, Ihre Fin-
ger in die Wunden legen und die Vorlage bereinigen müssen. Wenn dies 
jetzt das Resultat ist, mit dem Sie Wasserköpfe und unnötige Positionen 
beheben wollen, dann wünsche ich ihnen viel Glück vor dem Volk damit. 
Denn das Volk muss zu dieser ESH3-Vorlage etwas sagen können. Das 
ist für uns so sicher, wie das Amen in der Kirche. 
Das Linden-Forum beispielsweise ermöglicht es Jugendlichen, sich auf 
dem Arbeitsmarkt nochmals in Ruhe neu zu orientieren, damit sie 
schliesslich am richtigen Ort landen. Diese bewährte Schule wollen Sie 
de facto schliessen, indem Sie ihr die Beiträge wegrationalisieren. Eine 
Übergangslösung wäre durchaus denkbar und Verhandlungssache ge-
wesen.  
Sie gefährden die Musikschulen, die auch Lebensschulen sind, existen-
ziell, indem Sie die Beiträge auf die Gemeinden überwälzen – diese Äus-
serung ist so gefallen. 
Anstatt mit den Kirchen, die momentan mitten in einem Reorganisations-
prozess stecken, die längst nötigen Leistungsvereinbarungen abzu-
schliessen, wollen Sie ihnen die Zuwendungen drastisch kürzen. Diese 
Massnahmen sind alles andere als das Beseitigen von Wasserköpfen 
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und von unnötigen Positionen. Der Effekt dieser Einsparungen wird sein, 
dass die Gemeinden mehr belastet werden und unser Angebot im kleinen 
Paradies besonders für Familien deutlich unattraktiver wird. Sowohl das 
Linden-Forum, als auch die Musikschulen und die unterstützende Arbeit 
der Landeskirchen helfen den Eltern, sodass ihre Kinder gut und vielfältig 
ausgebildet den Schritt ins Leben wagen können. 
Ob es nun Spielwochen, Erlebnisnachmittage, Gespräche, Theater, Blau-
ring- oder Pfadiaktivitäten bei den Landeskirchen sind; oder ob es sich 
um den Nachwuchs für die Dorfmusik beziehungsweise um das Erlernen 
eines Instrumentes bei der Musikschule handelt, was die Entwicklung der 
Hirnfunktionen nachweislich unterstützt; oder ob es ein 10. Schuljahr ist, 
das die Eltern grösstenteils mitfinanzieren und dem Staat damit eine Last 
wenigstens teilweise abnehmen, die er sonst höchstwahrscheinlich selbst 
in Form eines ausgebauten 10. Schuljahres tragen müsste. Ist das nach-
haltig gespart? Werden so Wasserköpfe und unnötige Positionen abge-
baut? Ich bin enttäuscht. Sparen ja, aber nicht um diesen Preis. Bringen 
Sie doch jetzt bitte in der Debatte noch ein paar Wasserköpfe, bringen 
Sie Vorschläge, wo wir unseren in Ihren Worten so aufgeblähten und 
schwerfälligen Staat verschlanken können, um diese bewährten Hilfen im 
Alltag einer Familie beibehalten zu können. 
Sollten Sie das nicht tun, dann haben Sie Ihren Job weder in der Regie-
rung noch in der Kommission erledigt. Auf absehbare Zeit möchte ich 
dann nichts mehr von aufgeblähtem Staat hören. 
Ich und meine Fraktion werden bei der Sparrunde in dieser Form nicht 
mitmachen. Nicht, weil wir Verhinderer sind, sondern weil ESH3 vom Re-
gierungsrat und in der Kommission nicht genügend durchdacht wurde. 
Der Vorlage wurden die Zähne nicht gezogen. Der zu zahlende Preis ist 
für uns definitiv zu hoch. Nun ist es an der Zeit, Steuererhöhungen ins 
Spiel zu bringen; und das werden wir auch tun. Ich lade Sie dazu ein, uns 
zu unterstützen. Als Kantonsrat ist man nämlich nicht nur den Kantonsfi-
nanzen verpflichtet, sondern vielmehr, und das ist der eigentliche Auftrag, 
dem Wohl des Kantons. Darum: «Stömmer uf, wehre mer üs mitenand 
gäge das, was d'Politik nid uf d'Reihe bringt! Lömmer üs nid usenand di-
vidiere.» 

Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel: Das war eine spannende 
Diskussion mit spürbar klassenkämpferischen Tönen. Es fragt sich letzt-
lich nur, wer denn nun eigentlich den Teufel an die Wand malt.  
Der Regierungsrat und die Mehrheit der Spezialkommission sind der 
Meinung, dass die vorgeschlagenen Massnahmen so tragbar seien. Es 
war für die Regierung immer klar, dass als erster Baustein zur Sanierung 
unseres Staatshaushalts Entlastungsmassnahmen und nicht zuerst 
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Steuererhöhungen durchgeführt werden müssen. Ich bin mir sicher, dass 
die Mehrheit unserer Bevölkerung das auch so einschätzen würde. 
Till Aders hat angesprochen, dass man der Bevölkerung die Opfersym-
metrie erklären müsse. Ich versichere Ihnen, wir tun seit neun Monaten 
nichts anderes. Ich bin überzeugt, dass die Bevölkerung gewisse Punkte 
im Gegensatz zu Ihnen verstanden hat. Sie scheinen vor allem hinsicht-
lich unseres Bildungswesens nicht mehr ganz à jour zu sein. 
Es wurde den Bürgerlichen angelastet, sie hätten sich nicht gegen die 
Gebührenerhöhungen gewehrt. Es handelt sich dabei um 2,9 Mio. Fran-
ken oder knapp 12 Prozent dieser ganzen 25 Mio. Franken. Die Gebüh-
renerhöhungen respektive die Einnahmenerhöhungen sind leistungsbe-
zogen und betreffen Bereiche, bei denen man es sich selbst einrichten 
kann, ob man diese Gebühren bezahlen will oder eben nicht. Die restli-
chen 88 Prozent sind bewusste Entlastungsmassnahmen. Wir haben nie 
von einem Sparprogramm sondern immer von einem Entlastungspaket 
gesprochen. Effizienzsteigerung und Leistungsanpassungen machen 50 
Prozent der Entlastungen aus. Davon sind auch die Verwaltung und die 
Schulen betroffen. Bitte verlieren Sie nicht aus den Augen, was in diesen 
Bereichen in den letzten ungefähr acht Jahren an zusätzlichen Kosten 
beziehungsweise an zusätzlichen Leistungen bewilligt worden ist – 
Stichwort Blockzeiten. Der Kantonsrat war sehr grosszügig und hat diese 
sogar noch ausgebaut. Es sollte also in der heutigen Situation möglich 
sein, das noch einmal zu überdenken und zu hinterfragen. 
Zum Vorwurf, wir seien hilflos und verzweifelt, möchte ich mich gar nicht 
äussern. Sie bemerken bestimmt, dass wir weder hilflos, noch verzweifelt 
sind, da wir ansonsten nämlich nicht mit einem geraden Rücken hier ste-
hen würden. 
Zu den von Peter Neukomm erwähnten Lastenverschiebungen zu den 
Gemeinden: Die Erhöhung der Prämienverbilligung ist Tatsache und wir 
müssen das jetzt gemeinsam tragen. Dagegen hätten wir vorher etwas 
tun müssen. Wenn wir nun aber von einer Lastenverschiebung von 
400'000 oder 430'000 Franken zulasten all unserer Gemeinden sprechen, 
dann scheint mir die Aufregung deswegen doch etwas übertrieben zu 
sein. Ausserdem werden beispielsweise der Stadt Schaffhausen von der 
1 Mio. Franken, die bei der Informatik eingespart wird, wahrscheinlich 
rund 450'000 Franken zugutekommen, was wir aber nicht aufgerechnet 
haben.  
Sie haben St. Gallen erwähnt. Der Kanton St. Gallen hat massive Prob-
leme und muss zusätzlich zu den Steuererhöhungen Einsparungen ganz 
anderer Art vornehmen. Aber Sie können auch in den Kanton Thurgau 
blicken. Dort wurde am 4. Dezember 2012 eine Botschaft über Mass-
nahmen zur Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts verabschie-
det. Der Kanton Thurgau entlastet sein Budget um 19,1 Mio. Franken, 
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wovon er 6,7 Mio. Franken auf die Gemeinden überwälzt. Es findet also 
eine massive Lastenverschiebung statt. Im Kanton Schaffhausen spre-
chen wir bei einem Gesamtentlastungsbetrag von 25 Mio. Franken von 
einer Lastenverschiebung zu den Gemeinden von weniger als einer hal-
ben Mio. Franken. Wir sollten hier also nicht etwas aufbauschen, was ei-
gentlich kaum der Rede wert ist, und wobei eine gewisse Solidarität er-
wartet werden dürfte.  

Abstimmung 

Mit 38 : 8 wird der Nichteintretensantrag abgelehnt. Eintreten ist 
somit beschlossen. 

Detailberatung 

Martina Munz (SP): Im Namen der SP-JUSO-Fraktion stelle ich den 
Rückweisungsantrag. Auch wir sind bereit, den Staatshaushalt auf Spar-
möglichkeiten auszuloten und auch wir schliessen uns der Einschätzung 
an, dass man alle paar Jahre die staatlichen Leistungen überprüfen, Op-
timierungspotenzial ausloten und alte Zöpfe abschneiden muss. Das 
Entlastungsprogramm ESH3 weisen wir aber an den Absender zurück.  
Sechs Punkte zur Begründung unseres Rückweisungsantrags: 
1. Die Vorgehensweise der Regierung: Die Regierung hat das Sparpro-
gramm im stillen Kämmerlein entworfen. Sie hat bewusst mit den betrof-
fenen Institutionen das Gespräch nicht gesucht. Das sind alles Institutio-
nen, die seit Jahren wichtige Dienstleistungen für unsere Gesellschaft 
erbringen und mit dem Kanton gut zusammenarbeiten. Einzelne dieser 
Institutionen sind von den Sparvorhaben massiv betroffen und teilweise 
sogar in ihrer Existenz bedroht. Nicht einmal die Geschäftsprüfungskom-
mission wurde in den Prozess involviert. Beim Kahlschlag am Energieför-
derprogramm hat die Regierung das gleiche Vorgehen gewählt. Ist das 
der neue Stil? So geht das nicht. Da fehlt es ganz grundsätzlich an der 
nötigen Wertschätzung. Ich denke an Institutionen wie die Musikschule 
und das Linden-Forum, aber auch an die Kirchen. Die Beiträge an die 
Kirchen werden um 25 Prozent gekürzt. Berücksichtigen wir, dass die In-
dexierung aufgehoben wird – aus meiner Sicht ein weiterer fauler Trick –, 
dann werden die Beiträge bis in ein paar Jahren halbiert sein. Früher 
oder später werden unter anderem der Verein für Jugendprobleme und 
Suchtmittelfragen, Benevol, die Beratungsstelle für Partnerschaft und 
Schwangerschaft, die Telefonseelsorge, die Frauenzentrale, die Aids-
Hilfe und Teddybär, die psychologische Beratungsstelle für Eltern und 
Kind, betroffen sein. Wer übernimmt in Zukunft diese wichtigen Aufga-
ben? Wird die Regierung dafür zusätzliche Budgetpositionen in die 
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Staatsrechnung aufnehmen? Ich konnte in der Vorlage von solchen 
Überlegungen nichts lesen. Hat die Regierung das Gefühl, dass diese 
Aufgaben alle überflüssig sind? Wir verlangen von der Regierung, dass 
sie mit den betroffenen Institutionen Verhandlungen führt und weitgehend 
einvernehmliche Sparanträge stellt. 
2. Die Regierung schmückt sich mit fremdem Federn: Der Bund und nicht 
etwa der Kanton bestimmt die Höhe des Bundesbeitrags an die Berufs-
bildung. Diese zusätzliche Million ist kein Sparbeitrag und auch kein Ver-
dienst der Regierung. Weiter werden Justizgebühren erhöht, die in der 
Regel gar nicht eingetrieben werden können. Auch diese Massnahme ist 
reine Kosmetik. Wir verlangen von der Regierung, dass sie aus Transpa-
renzgründen in einem Sparpaket nur echte Sparmassnahmen aufführt. 
3. Die angesprochene Opfersymmetrie ist nicht gegeben: Das Erzie-
hungsdepartement und das Departement des Innern müssen schwer 
bluten. Gesundheit und Bildung sind aber für die Lebensqualität der Be-
völkerung entscheidend. Bau-, Volkswirtschafts- und Finanzdepartement 
kommen relativ ungeschoren davon. Im Strassenbau beläuft sich der 
Sparbetrag auf 100‘000 Franken, beim öffentlichen Verkehr dagegen auf 
1,5 Mio. Franken. Der Verzicht auf Tariferleichterungen geht voll zulasten 
der ÖV-Benutzer. Wir verlangen von der Regierung eine bessere Opfer-
symmetrie. 
4. Die versprochene Kostenneutralität für die Gemeinden ist nicht gege-
ben: Im Altersbetreuungs- und Pflegegesetz wird der Schlüssel für die 
Erstattung der anrechenbaren Aufwendungen von 50 Prozent auf 42 Pro-
zent gesenkt und das, obwohl die Gemeinden tendenziell durch die Er-
höhung der Prämienverbilligungen zusätzlich belastet werden. Die Argu-
mentation der Regierung werte ich als Verzweiflung. Es ist für mich nicht 
nachvollziehbar, warum in diesem Kostenteiler Tariferleichterungen des 
öffentlichen Verkehrs einbezogen werden sollen. Es ist für mich auch un-
klar, warum Tariferleichterungen und Bildungsabgeltungen plötzlich Ein-
fluss auf das Altersbetreuungs- und Pflegegesetz haben sollen. Bitte be-
lassen Sie diesen Verteiler! Tariferleichterungen und Bildung haben 
nichts mit Altersbetreuung und Pflege zu tun. Lassen Sie auch die ver-
sprochene Kostenneutralität für die Gemeinden bestehen, da den Ge-
meinden bei den Finanzen das Wasser sowieso schon bis zum Hals 
steht. 
5. Die Gebühren belasten Familien, Rentner und den Mittelstand: Jürg 
Tanner hat bereits darauf hingewiesen, dass die Vorlage mit Gebühren-
erhöhungen in der Höhe von insgesamt fast 2 Mio. Franken gespickt ist. 
Gebühren belasten Ottonormalverbraucher viel stärker als vermögende 
Personen. Die vorherige Aussage von Regierungsrätin Rosmarie Widmer 
Gysel, dass man sich die Gebühren sparen könne, indem man auf die 
Leistung verzichte, erscheint mit fast zynisch. Insbesondere Familien 
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werden durch Gebührenerhöhungen stark belastet. Wir fordern die Re-
gierung auf, auf unsoziale Gebührenerhöhungen zu verzichten. 
6. Zum wichtigsten Punkt, Nein zum Bildungsabbau: Wie kurzfristig ge-
dacht sind doch solche Massnahmen, die den Bildungsabbau betreffen. 
Wer meint, beim Berufsvorbereitungsjahr könne gespart werden, wird 
diese Kosten später doppelt bis dreifach tragen müssen. Der Kanton 
muss alles dafür unternehmen, Jugendliche in die Gesellschaft einzuglie-
dern. Die Anhebung der Aufnahmebedingungen im Berufsvorbereitungs-
jahr wird ein Bumerang sein. Die Begründung, es handle sich lediglich 
um Anforderungen bezüglich Motivation, vermag nicht zu beruhigen. Ge-
nau die weniger Motivierten sind es, die Unterstützung brauchen. Warum 
will man das Linden-Forum in seiner Existenz gefährden beziehungs-
weise nur noch für privilegierte Jugendliche zugänglich machen? Ausge-
rechnet eine Schule, die Jugendliche mit Kreativität motiviert. Für den 
Kanton war das eine kostengünstige Lösung. Leider hat das Linden-Fo-
rum keine Lobby wie die International School und verliert jetzt auch noch 
die Unterstützung des Kantons. Die International School wurde aus dem 
Wirtschaftsförderungstopf grosszügig unterstützt, obwohl ihre Klientel 
meist zahlungskräftig ist. An der Kantonsschule wird ein versteckter Nu-
merus Clausus eingeführt. Auch im kleinen Paradies sitzen in der Kanti 
nicht nur Engel. Und es wundert mich, wenn Regierungsrätin Rosmarie 
Widmer Gysel Till Aders vorwirft, er sei nicht mehr à jour. Ich stehe täg-
lich vor solch grossen Klassen. Mit einer 30-er Klasse können Sie heute 
keinen Unterricht mehr durchführen, abgesehen davon, dass die Schul-
räume nicht für 30 Lernende eingerichtet sind. Das hat zur Folge, dass 
nach der Probezeit fünf Schülerinnen und Schüler zusätzlich aus der 
Klasse fliegen, damit eine vernünftige Klassengrösse erreicht wird. Till 
Aders hat das korrekt beschrieben. So findet das in der Praxis statt. Ist es 
sinnvoll, wenn wir unseren Jugendlichen Chancen verbauen?  
Zu guter Letzt: Wir sind schockiert, dass fortschrittliche Schulmodelle, wie 
die zweisprachige Matura, geopfert werden sollen. Wollen wir wirklich die 
Kanti zur Provinzschule verkommen lassen? Ist das nun aktives Stand-
ortmarketing für das «Kleine Paradies»? Oder versteckt sich in diesem 
Sparantrag gar eine Aufforderung an die Vermögenden, ihre Kinder an 
die International School zu schicken, an der eine zweisprachige Ausbil-
dung weiterhin möglich ist? Sparen wir da nicht am falschen Ort? Ver-
zichten wir auf teures Wohnort- und Standortmarketing und setzen dieses 
Geld für die zweisprachige Matura ein! Das wäre der logischere Weg. 
Bezüglich Musikschule muss ich unsere Empörung wohl nicht noch wei-
ter erläutern. Wir verlangen von der Regierung ein Sparpaket ohne Bil-
dungsabbau. 
Wir weisen die Buchstabenseuche «ESH3» an die Regierung zurück. 
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Kommissionspräsident Markus Müller (SVP): So eine Eintretensde-
batte habe ich in den ganzen 16 Jahren, in denen ich schon in diesem 
Rat dabei bin, noch nie erlebt. Aber ich geniesse sie, auch wenn ein 
grosser Teil von dem, was wir gerade gehört haben, eigentlich in die De-
tailberatung gehören würde. Ich befürchte, dass sich das wiederholen 
wird. 
Ich spreche jetzt im Namen der Kommissionsmehrheit zum Rückwei-
sungsantrag von Martina Munz. In der Kommission haben wir den Rück-
weisungsantrag mit 8 : 3 Stimmen abgelehnt. Die empörte Susi 
Stühlinger, ihr Parteikollege Till Aders und auch Martina Munz machen 
einen riesigen Denkfehler. Wenn Sie diese Vorlage jetzt zurückweisen, 
wird sich dadurch kein einziger, der von ihnen aufgezählten Punkte ver-
ändern. Es handelt sich bei ESH3 um ein Konstrukt, das in einem Pro-
zess entstanden ist, den man zwar diskutieren, aber nicht mehr verän-
dern kann. Die meisten Massnahmen wurden vom Regierungsrat in eige-
ner Kompetenz beschlossen und müssen auf einem anderen Weg be-
kämpft werden. Wenn wir jetzt das ganze Paket zurückweisen, wird sich 
daran rein gar nichts ändern. Wenn wir nun das Gespräch zu diesen Ge-
setzesänderungen und Dekretsanpassungen verweigern, haben wir 
überhaupt nichts gewonnen. 
Sie haben kritisiert, dass ESH3 im stillen Kämmerlein erarbeitet worden 
ist. Glauben Sie wirklich daran, dass etwas anderes oder besseres he-
rauskommt, wenn Sie die Vorlage ins stille Kämmerlein zurückgeben? 
Wir werden nur zu einer besseren Lösung kommen, wenn wir uns der 
Diskussion nicht verschliessen, wenn wir mitbestimmen und am Schluss 
das Volks entscheiden lassen. So funktioniert unsere Demokratie. Das ist 
meine persönliche Meinung. Ausserdem wäre es schade, diese lange 
Diskussion jetzt ohne Resultat abzubrechen. 
Die Punkte, die Martina Munz ausgeführt hat, sind meines Erachtens in 
der Kommission anders aufgenommen worden. Beispielsweise waren die 
Justizgebühren unbestritten, weil uns die Verwaltung glaubhaft machen 
konnte, dass diese Gebühren dort erhoben werden, wo sie tatsächlich 
eingetrieben werden können.  
Wir sollten aufhören, im Rahmen von ESH3 eine Grundsatzdebatte zur 
Bildung zu führen. Das gehört nicht hierher und deshalb habe ich mich 
auch dafür ausgesprochen, für dieses Thema eine separate Spezial-
kommission zu gründen. Zeigen Sie mir auf, durch welche Massnahmen, 
über die wir befinden können, der Bildungsstandard beeinträchtigt wird! 
Wir haben die Massnahmen in der Schulzahnklinik und wir haben die 
Massnahme zur Klassengrösse in der Kanti während der Probezeit. Dar-
über können wir zugegebenermassen diskutieren. Diese Zahl kann auch 
wieder auf 27 gesenkt werden. Aber auch bei diesem Thema hat jeder 
seine eigenen Erfahrungen gemacht. Till Aders, von den ursprünglich 24 
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Schülern in meiner Kanti-Klasse haben nur gerade noch zehn zusammen 
die Matur gemacht. Das war auch nicht ökonomisch. 
Wir können aber nichts gewinnen, wenn wir uns dieser Diskussion ver-
schliessen. Also lassen Sie uns diese Gesetzesvorschläge und -ände-
rungen diskutieren, darüber befinden und legen wir sie, wenn nötig, dem 
Volk vor. Ich bitte Sie im Namen der Kommissionsmehrheit, den Rück-
weisungsantrag abzulehnen. 

Kantonsratspräsident Richard Bührer (SP): Da Regierungsrätin 
Rosmarie Widmer Gysel nun an einen dringenden Termin muss, schlage 
ich Ihnen vor, die Beratung an dieser Stelle abzubrechen und an der 
nächsten Sitzung fortzuführen, da ich bereits vier weitere Personen auf 
der Rednerliste habe. 

Kommissionspräsident Markus Müller (SVP): Ich stelle den Ord-
nungsantrag. Ich beantrage Ihnen – mit oder ohne zuständige Regie-
rungsrätin Rosmarie Widmer Gysel – diese Debatte heute abzuschlies-
sen beziehungsweise über den Rückweisungsantrag von Martina Munz 
abzustimmen, da dieser Entscheid für die weitere Beratung von grosser 
Tragweite ist. Als Kommissionspräsident bin ich nicht gewillt, jetzt nach 
Hause zu gehen, ohne zu wissen, ob wir mit der Detailberatung fortfahren 
können oder nicht.  

Matthias Frick (AL): Ich stelle den Gegenantrag. Die Diskussion zum 
Rückweisungsantrag von Martina Munz soll an der nächsten Sitzung fort-
gesetzt werden. Es kommt mir vor, als wollten sich Angeklagte durch ein 
schnelleres Verfahren einer Gerichtsverhandlung entziehen. Die Kräfte, 
die für Eintreten und gegen eine Rückweisung sind, sollen sich die Vor-
würfe ruhig noch einmal eine oder zwei Stunden anhören. Wir erhalten 
dadurch noch einmal zwei Wochen Zeit, um das Ganze anzuschauen 
und uns zu überlegen, was wir ihnen vorwerfen wollen. Lehnen Sie die-
sen Ordnungsantrag deshalb bitte ab! 

Abstimmung 

Mit 27 : 21 wird dem Ordnungsantrag von Markus Müller zuge-
stimmt. Somit wird die Beratung über den Rückweisungsantrag von 
Martina Munz fortgesetzt. 
  



 Protokoll der 4. Sitzung vom 18. Februar 2013 147 

Theresia Derksen (CVP): Da die Vorlage, wie schon erwähnt, ungeklärte 
Punkte enthält und da sich ausserdem die Ausgangslage verändert hat, 
fände ich es besser, wenn wir diese Vorlage zurückweisen würden. Die 
CVP wird deshalb den Rückweisungsantrag unterstützen. 

Iren Eichenberger (ÖBS): Die ÖBS-EVP-Fraktion kommt zum gleichen 
Schluss wie die Antragsstellerin. Die Regierung hat uns auf 33 Seiten 
und in zwei Anhängen erklärt, was sie mit ESH3 will. Nun sind wir damit 
nicht einverstanden. Es liegt in der Kompetenz der Regierung, diese 33 
Seiten und die zwei Anhänge zu ändern. Sie kennt nun die verschiede-
nen Positionen und weiss, welche Punkte umstritten sind. Ich bin nicht so 
sicher und nicht so optimistisch wie mein Parteikollege Heinz Rether, 
dass 80 Prozent dieses Programms diskussionslos über die Bühne ge-
hen würde. Ich hoffe, Sie haben die Probleme erkannt und folgen unserer 
Empfehlung, dass den Einsparungen auch eine Einnahmenerhöhung ge-
genüberzustellen sei. 
Ich hoffe, dass diese Rückweisung eine Chance für das unausgegorene 
ESH3 darstellt, damit das Geisslein nicht stirbt, bevor es auf der Welt ist. 

Christian Heydecker (FDP): Martina Munz hat verschiedene Gründe 
angeführt, die aus ihrer Sicht für eine Rückweisung sprechen. Aus meiner 
Sicht ist kein einziger dieser Gründe stichhaltig, sodass er eine Rückwei-
sung rechtfertigen würde.  
Es ist beispielsweise gesagt worden, dass diesem Entlastungspaket 
keine Strategie zugrundeliege, es gebe keine Schwerpunkte, es sei ein 
Flickenteppich. Es müssten also die grossen Würfe angepackt werden. 
Das kann man durchaus machen, aber das braucht Jahre. Bei ESH3 ging 
es darum, ein Programm auf den Weg zu bringen, das relativ schnell 
wirkt und deshalb ist der von der Regierung gewählte Weg richtig. Wir 
haben das GPK-Postulat Nr. 2011/12 «Stadt und Land – Hand in Hand» 
an den Regierungsrat überwiesen. Dieser Vorstoss verlangt, dass die 
grossen Strukturreformen angepackt werden. Es werden aber noch Jahre 
vergehen, bis diese Reformen aufgegleist, diskutiert, dem Volk vorgelegt 
und schliesslich kostenwirksam umgesetzt sind. Solange können wir aber 
nicht warten. 
Es wurde gesagt, dass mit den betroffenen Institutionen nochmals ver-
handelt werden müsse. Das kann nur jemand verlangen, der noch nie 
verhandelt hat. Dieser Zug ist abgefahren. Wenn schon, dann hätte man 
das von Anfang an so machen müssen. Man hat aber einen anderen 
Weg gewählt. Heute können Sie nicht mehr verhandeln, weil Sie gar kei-
nen Verhandlungsspielraum mehr haben. Mit welchem Angebot soll der 
Regierungsrat beispielsweise in die Verhandlungen mit den Landeskir-
chen treten? Er kann nicht mehr über die Maximalforderung von 1. Mio. 
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Franken hinausgehen. Das Gegenangebot der Kirchen liegt bei 400'000 
Franken. Wenn ich mit den Landeskirchen verhandeln will, dann muss ich 
doch mit einem genügend grossen Verhandlungsspielraum in die Ver-
handlungen gehen, ansonsten habe ich schon von Beginn weg verloren.  
Es wurde gefordert, dass an anderen Orten gespart werden müsse. Der 
Kommissionspräsident hat es bereits erwähnt: Wir haben alle 470 Mass-
nahmen, die von der Verwaltung zusammengetragen wurden, in einer 
Akte aufgelistet erhalten. Es ist illusorisch, zu glauben, dass sich nun ir-
gendwie und irgendwo noch weitere Massnahmen finden lassen. Hätte 
es unter den 470 Massnahmen solche gegeben, die den Sozialdemo-
kraten passen, hätten sie das in der Kommission sagen können. Das ist 
aber nicht passiert. Zudem bin ich der Ansicht, dass wir das Rad nicht 
neu erfinden können.  
Ich gehe mit meinen Vorredner einig, dass wir die Kostenneutralität in der 
zweiten Lesung noch einmal anschauen müssen. Der Regierungsrat hat 
versprochen, dass die Vorlage für die Gemeinden kostenneutral sein soll. 
Wir werden dafür sorgen, dass dem auch so ist. Deswegen muss man 
aber die Vorlage nicht zurückweisen. Deshalb bitte ich Sie dringend, den 
Rückweisungsantrag abzulehnen. 

Matthias Freivogel (SP): Der Rückweisungsantrag ist nicht abzulehnen, 
sondern gutzuheissen. Dies zwar aus folgendem Grund: Wenn man 
keine Verhandlungen geführt hat, ist es nie zu spät, endlich damit zu be-
ginnen.  
Beim Verhältnis des Staats zu den evangelischen Kirchen handelt es sich 
um einen jahrhundertelangen Prozess, in dem nun womöglich ein neuer 
Schritt zu machen ist. Dieser kann aber auf zwei Arten erfolgen. Zum ei-
nen so, wie es nun die Regierung gemacht hat, in dem sie ihre Vorstel-
lungen ohne vorgängige Verhandlungen dem Rat und dem Volk vorlegt – 
ich nenne das die Methode «mit dem Kopf durch die Wand. Das gleiche 
Vorgehen wurde bei der letzten Revision des Schulgesetzes gewählt und 
wir wissen alle, wie das herausgekommen ist, nämlich dass das Volk das 
Gesetz abgelehnt hat. 
Ich frage Sie: Weshalb sollte man sich heute nicht mit den Landeskirchen 
an einen Tisch setzen und sehen, ob ein Kompromiss gefunden werden 
kann? Die Kirchen ihrerseits haben Kompromissbereitschaft signalisiert. 
Scheitert dieser Versuch, so können die Regierung und der Kantonsrat 
immer noch auf ihrem Standpunkt beharren. Meines Erachtens ist die 
Suche nach einem Kompromiss in dieser Sache aber sicher eine Pflicht, 
wofür eine Rückweisung der Vorlage an die Regierung notwendig ist. 
Dasselbe gilt übrigens auch für die Musikschule. 
Gerne nenne ich Ihnen an dieser Stelle noch einen Themenbereich, bei 
dem es sich meiner Meinung nach lohnen würde, zu schauen, ob nicht 
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zusätzliche Einnahmen generiert werden könnten. Die Bevölkerung soll 
durch die Streichung der Tariferleichterungen für den öffentlichen Verkehr 
1,5 Mio. Franken zum Entlastungspaket beitragen. Ich bin der Ansicht, 
dass auch die Autofahrer einen Beitrag dazu leisten sollten; nicht nur 
durch eine Gebührenerhöhung für die Fahrausweise und die Motorfahr-
zeuge, sondern auch durch die Erhöhung des Sockelbeitrags für die Mo-
torfahrzeugsteuern. Aus diesem Grund ist die Revision des entsprechen-
den Gesetzes in das Sparpaket einzubeziehen. Immerhin wurde diese 
Steuer seit mehr als 40 Jahren nicht mehr erhöht. Wenn es um die Op-
fersymmetrie geht, sollen möglichst alle miteinbezogen werden. Deshalb 
geht es nicht an, dass die Regierung dieses Thema einfach totschweigt. 
Aus diesem Grund muss die Vorlage an die Regierung zurückgewiesen 
werden, damit sie konsensualer, offener und symmetrischer gestaltet 
werden kann.  

Die Wortmeldungen haben sich erschöpft. 

Abstimmung 

Mit 29 : 21 wird der Rückweisungsantrag von Martina Munz abge-
lehnt. 

Die Beratung dieses Geschäfts wird an der nächsten Sitzung vom 4. 
März 2013 fortgesetzt. 

* 

Schluss der Sitzung: 12.05 Uhr 
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